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 Kleine Schlachtbetriebe in NRW stärken – Fleischbeschaugebühren harmo-

nisieren 

Antrag  
der Fraktion der SPD 
Drucksache 18/8892 

– Anhörung von Sachverständigen (s. Anlage) 

Stellv. Vorsitzende Julia Kahle-Hausmann: Meine Damen und Herren! Ich begrüße 
Sie herzlich zu unserer heutigen Sachverständigenanhörung. Ich begrüße vor allem 
die Sachverständigen, die heute hier im Landtag erschienen sind.  

Im Namen aller Ausschussmitglieder danke ich den Sachverständigen herzlich für die 
Teilnahme an dieser Anhörung und die Bereitschaft zur Klärung der noch offengeblie-
ben Fragen. Im Hinblick auf den begrenzten Zeitrahmen und die den Ausschussmit-
gliedern bereits bekannten Stellungnahmen werden wir ohne Eingangsstatements der 
Sachverständigen unmittelbar in die Fragerunde eintreten. Das ist geübte Praxis hier 
in diesem Ausschuss.  

Die Fraktionen werden gebeten, pro Fragerunde jeweils eine Frage an eine Sachver-
ständige oder einen Sachverständigen zu richten. Die jeweilige Frage wird unmittelbar 
im Anschluss von den Sachverständigen beantwortet. Die Sachverständigen werden 
gebeten, die an sie gestellten Fragen jeweils innerhalb von drei Minuten zu beantworten. 
Nötigenfalls werde ich ein Zeichen geben, wenn es doch ein bisschen länger dauert.  

Damit eröffne ich die erste Fragerunde.  

René Schneider (SPD): Vielen Dank an die Sachverständigen, dass Sie heute den 
Weg hierher gefunden und zum Teil auch schon vorab Stellungnahmen geschickt ha-
ben.  

Herr Steinke, Sie schreiben in Ihrer Stellungnahme, dass es höchste Zeit sei, zu han-
deln, damit der AMK-Beschluss Wirklichkeit werde. Woher kommt diese Dringlichkeit? 
Warum ist Schnelligkeit geboten? 

Patrick Steinke (Vieh- und Fleischhandelsverband Nordrhein-Westfalen): Vielen 
Dank für die Einladung. – Ich kann mich kurzfassen. Wenn Sie sich die Anzahl der 
Schlachtbetriebe in Nordrhein-Westfalen vor 5, 10 oder 15 Jahren vor Augen führen, 
dann werden Sie feststellen, dass es heute noch relativ wenige Schlachtbetriebe gibt. 
Insbesondere gibt es wenige kleinere Schlachtbetriebe. Nordrhein-Westfalen ist ge-
prägt von großen Schlachtbetrieben. Die Namen kennen Sie alle hier im Ausschuss 
vermutlich.  

Diese haben einen deutlichen Wettbewerbsvorteil gegenüber den kleineren Schlacht-
betrieben hinsichtlich der Fleischbeschaugebühren. Dies gilt gerade mit Blick auf die 
selbstständigen Ladenmetzger. Dazu weiß der Kollege Wolf sicherlich besser Be-
scheid als ich. 
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Es ist also dringend an der Zeit – es sei denn, wir wollen, dass noch mehr Schlacht-
stätten in Nordrhein-Westfalen geschlossen werden, weil es sich einfach finanziell 
nicht mehr rechnet.  

(Adalbert Wolf [Vieh- und Fleischhandelsverband Nordrhein-Westfa-
len]: Dürfen wir ergänzen?) 

Stellv. Vorsitzende Julia Kahle-Hausmann: Sofern niemand etwas dagegen hat, kön-
nen Sie ergänzen. 

Adalbert Wolf (Fleischerverband Nordrhein-Westfalen): Ich danke ebenfalls für die 
Einladung. – Ergänzen möchte ich die Zahlen betreffend, zum Beispiel für den Kreis 
Coesfeld und den Kreis Borken. Dort sind es 20,16 Euro pro Schwein im Vergleich zu 
1,43 Euro pro Schwein in einem Großbetrieb. Was ein kleinerer Betrieb in Relation zu 
den Großbetrieben aufbringen muss, ist schon eine Hausnummer.  

Herr Steinke hat es schon angedeutet: Es gehen Wertschöpfungsketten kaputt. In 
Wachtberg – dort komme ich her – gibt es im Umkreis von 100 km keinen Schlachthof 
mehr. Ja, es geht um die Fleischbeschaugebühren, aber es geht auch darum, dass 
wir wirklich mal anfangen müssen, die kaputten Wertschöpfungsketten zu flicken. 
Ohne einen Schlachthof vor Ort werden wir es nicht schaffen, die Wertschöpfungsket-
ten so hinzukriegen, dass es dem Tierwohl dient. Uns hilft nicht das 25. Etikett, uns 
helfen kurze Transportwege und eine vernünftige Tierhaltung.  

Wenn zum Beispiel ein kleinerer Bauer nicht mehr in der Lage ist, diese Umstrukturie-
rung zu schaffen – sei es die Belüftung oder die Stallung –, aber einen viel besseren 
oder kürzeren Transportweg als ein anderer Landwirt hat, dann muss auch dieser klei-
nere Bauer die Tierhaltungskennzeichnung 4 oder 3 erhalten.  

Ich drifte ein bisschen ab, aber da gibt es viele Faktoren, und es greift ein Rädchen ins 
andere. Ich will damit sagen: Wertschöpfungskette stärken, Fleischbeschaugebühren 
runter, nach Möglichkeit nach dem bayerischen Modell, und nicht mehr diese Wettbe-
werbsverzerrung.  

Norwich Rüße (GRÜNE): Vielen Dank für die Stellungnahmen und dafür, dass Sie 
uns heute zur Verfügung stehen. – Frau Dr. Fink-Keßler, die Gebühren stehen fest. 
Welche Handlungsspielräume haben die Kreise momentan? Was können Kreise tun, 
ohne dass wir damit befasst würden? Was sollten wir tun, um zu unterstützen?  

Dr. Andrea Fink-Keßler (Verband der Landwirte mit handwerklicher Fleischver-
arbeitung [Schwerpunkt Ökologische Erzeugung]): Sie betonen die Handlungs-
spielräume der Kreise. Ich möchte eigentlich die Handlungsspielräume der Regierung 
betonen. Da sind die Handlungsspielräume auszuloten.  

Darauf richtete sich auch der AMK-Beschluss. In diesem ging es nicht darum, was die 
Kreise tun können, sondern darum, was die Landesregierungen tun können. Auf Lan-
desebene wäre durchaus einiges möglich.  
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Wir reden jetzt über die Kreise und die Kreisgebühren. Wir reden über das bayerische 
Modell; da war die Landesregierung aktiv. Man hat es zwar kommunalisiert, wir können 
aber schon im Kleinen aktiver werden, indem die Führungs- bzw. Fachaufsichtsrolle 
durch die Abteilung Fleischhygiene im Ministerium auch umgesetzt wird.  

Ein Beispiel: Die AFFL-Beschlüsse könnten umgesetzt und durchgesetzt werden, wenn 
es vor Ort nicht durchkommt. Dann könnte es Entlastungen bei Dokumentation und 
Eigenkontrollen geben. Die AFFL ist in der Landesarbeitsgemeinschaft Verbraucher-
schutz ein Zusammenschluss aller obersten Veterinäre. Die Umsetzung des Veteri-
närrechts ist Landessache, und man stimmt sich zwischen den Bundesländern ab. 
Manchmal werden durchaus Dinge zugunsten kleiner Schlachtbetriebe entschieden, 
aber das wird nicht durchkommuniziert. Man könnte gegenüber den Kommunen, wenn 
man nicht auf das bayerische Modell, sondern auf das Modell der Freiwilligkeit setzen 
wollte, die Rechtslage klären und kommunizieren, was man politisch eigentlich 
möchte. Ich finde, das wäre eine wichtige Aufgabe.  

Es wurde schon angesprochen: Es ist nicht nur eine Frage der Gebühren, sondern es 
gilt, die Wettbewerbsfähigkeit dieser regionalen Schlachtstätten insgesamt zu stärken, 
indem man ein Programm auflegt, das Investitionshilfen sowie Hilfen zur Verbesserung 
des Tierschutzes und der Qualitäten beinhaltet. So könnte aktiver diese Nische besetzt 
werden. Sie haben hier in Nordrhein-Westfalen die Großen, die auch die Weltmärkte 
beliefern, aber es gibt immer auch Nischen für die Lokalen, für die Kleinen. Diese zu 
qualifizieren, wäre zum Beispiel ein Handlungsspielraum auf Landesebene.  

Herr Rüße, ich habe Ihre Frage wahrscheinlich nicht richtig beantwortet. Sie wollten 
etwas zu den kommunalen Handlungsspielräumen wissen.  

(Norwich Rüße [GRÜNE]: Ja, aber jetzt ist die Zeit rum!) 

Aber die kommunalen Handlungsspielräume sind ja rechtlich gegeben. Es wird nur 
nicht durchkommuniziert, und es wird nicht eingefordert.  

Stellv. Vorsitzende Julia Kahle-Hausmann: Vielen Dank, Frau Dr. Fink-Keßler. Herr 
Rüße hat ja die Gelegenheit, noch weitere Fragen zu stellen.  

Dr. Ralf Nolten (CDU): Auch ich danke für Ihre Bereitschaft, uns schriftlich und münd-
lich zu diesem spannenden Thema zur Verfügung zu stehen.  

Ich nehme den Ball von Frau Dr. Fink-Keßler auf, spiele ihn aber weiter zu Frau 
Dr. Bishara-Rizk. Sie sind Kreisveterinärin und haben einen mittelgroßen Schlachtbe-
trieb in Ihrem Kreis. Dieser befand sich in der Vergangenheit aufgrund eines subopti-
malen Schlachtprozesses heftig in der Diskussion. Wir können gleich noch den Aspekt 
der Gebühren vertiefen, ich finde es aber interessant, zunächst den Aspekt „Tier-
schutz“ aufzugreifen. Wie sieht es aus mit dem Tierschutz? Vor welchen Herausforde-
rungen stehen Sie mit Blick auf einen solchen Schlachthof, wenn es darum geht, auf 
der einen Seite das Schlachtverfahren tierschutzkonform abzubilden und auf der an-
deren Seite die Wirtschaftlichkeit des Betriebs zu erhalten?  
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Dr. Mounira Bishara-Rizk (Kreis Düren, Amt für Veterinärwesen und Verbraucher-
schutz): Ich möchte zunächst aufgreifen und ein bisschen geraderücken, was Frau 
Dr. Fink-Keßler eben gesagt hat. Schon seit vielen Jahren gilt, dass in der AFFL Vor-
gaben für die handwerklich strukturierten Betriebe – für die kleineren Metzgereien, 
aber auch für kleinere Schlachtbetriebe – besprochen werden. Das ist häufig Thema, 
auch teilmobile und vollmobile Schlachtungen betreffend.  

Es wird auch durchaus durchkommuniziert, und zwar durch die Leitlinien der Ver-
bände. Wir haben vom Deutschen Fleischerverband die Leitlinien für eine gute Hygie-
nepraxis in handwerklichen Schlachtbetrieben. Diese sind von der EU notifiziert, und 
sie werden federführend vom Land NRW abgestimmt. Da wird eine Menge getan.  

Auf der Ebene der Kreise wird dies meiner Kenntnis nach durchaus umgesetzt. Ich 
gebe Ihnen recht: Es wird teilweise von Kreis zu Kreis etwas unterschiedlich gesehen 
und umgesetzt, aber wir haben eine gute Kommunikation zwischen den Nachbarkrei-
sen und sind bemüht, solche Dinge umzusetzen. Dass da nichts passiert, ist daher 
nicht zutreffend, und das ist auch seit vielen Jahren Thema.  

Herr Nolten, was Sie angesprochen haben, ist eine andere Hausnummer. Wir reden 
über einen mittelständischen Schlachtbetrieb. Die Differenzierung zwischen Groß- und 
Kleinbetrieb ist schwierig; immer wieder wird von weniger oder mehr als 1.000 Groß-
vieheinheiten im Jahr gesprochen. Damit ist unser mittelständischer Schlachtbetrieb 
eigentlich schon ein großer Schlachtbetrieb, auch was die Gebühren anbelangt.  

Im Jahr 2017 hat es durch eine Tierschutzorganisation verdeckte Aufnahmen gege-
ben. Dazu könnte ich noch viel mehr ausführen, aber mit Blick auf die Zeit will ich das 
nicht vertiefen. Diese Videoaufnahmen haben dazu geführt, dass wir die Organisation 
im Betrieb hinterfragen mussten. Es sind gemeinsam mit dem Betreiber Lösungen ge-
sucht worden, um den Betrieb zu erhalten.  

Ich gebe Ihnen vollkommen recht: Wir müssen auch Schlachtbetriebe dieser Größen-
ordnung erhalten. Was bei diesen kleinen Betrieben geplant ist, ist aus der Sicht einer 
Veterinärin und aus Tierschutzperspektive wunderbar, aber wir dürfen auch die mittel-
ständischen Betriebe nicht aus den Augen verlieren. Nach solchen Veröffentlichungen 
sind bestimmt sechs oder acht Betriebe – ich weiß nicht genau, wie viele; es ist ir-
gendwo aufgeführt – in der Größenordnung unseres Schlachthofes geschlossen und 
auch nicht mehr wiedereröffnet worden. Sie haben den Imageverlust nicht überstan-
den, und sie hatten natürlich auch große Investitionskosten vor der Brust. Das ist auch 
bei unserem Betrieb so gewesen. Er konnte nur überleben, weil unglaublich viel inves-
tiert worden ist.  

Zusätzlich mussten wir natürlich auch personell intensiv aufstocken. Wir haben eine 
permanente amtliche Überwachung an der Betäubung. Das ist in Deutschland, glaube 
ich, einzigartig. Wir setzen wirklich auf personelle Verstärkung und nicht auf Video-
überwachung. Wir haben außerdem einen zusätzlichen Tierarzt im Stallbereich. Durch 
diese Aufstockung sind die Gebühren gestiegen. 
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Dietmar Brockes (FDP): Vielen Dank, dass Sie uns heute zur Verfügung stehen. Vie-
len Dank auch für die eingereichten schriftlichen Stellungnahmen.  

Herr Wolf, könnten Sie bitte konkret sagen, welche Schritte aus Ihrer Sicht notwendig 
sind, um eine landesweite Harmonisierung bei den Fleischbeschaugebühren in Nord-
rhein-Westfalen zu erreichen?  

Adalbert Wolf (Fleischerverband Nordrhein-Westfalen): Für mich ist das im Grunde 
eine Steilvorlage. Wir wollen eine Entlastung und Stärkung der kleinen, regional arbei-
tenden Betriebe. Wir wollen nicht diese Wettbewerbsverzerrung wie bisher. Mit dem 
bayerischen Modell könnten wir uns anfreunden.  

Wir wollen außerdem eine Stützung der regionalen Schlachtmöglichkeiten und gleich-
zeitig die Errichtung neuer Schlachtmöglichkeiten in der sogenannten Weiße-Weste-
Landschaft. Ich sagte es: Im Umkreis von 100 km gibt es keine Schlachthöfe mehr. 
Damit kann die Wertschöpfungskette eigentlich nicht aufrechterhalten werden. Und wir 
wollen natürlich die Deckelung der Fleischhygienegebühren.  

Zacharias Schalley (AfD): Auch unsererseits vielen Dank für die Stellungnahmen und 
dafür, dass Sie uns heute zur Verfügung stehen. Herr Steinke, Sie schreiben in Ihrer 
Stellungnahme, dass die Implementierung des bayerischen Modells vor einer Struk-
turdatenerhebung stattfinden sollte. Könnten Sie bitte ausführen, warum Sie es für 
wichtiger halten, direkt diese Modellumstellung zu machen, anstatt sich vorher erst 
einmal die Strukturdaten anzuschauen?  

Patrick Steinke (Vieh- und Fleischhandelsverband Nordrhein-Westfalen): Anhand 
der jetzt vorhandenen Strukturdaten – die Liste steht im Internet zur Verfügung –sehen 
Sie, wie viele Schlachtbetriebe in Nordrhein-Westfalen bereits geschlossen haben. 
Wenn wir jetzt einen Arbeitskreis gründen und anfangen, Zahlen, Daten, Fakten zu 
erheben, dann sind schon die nächsten 10, 15 Schlachtbetriebe kaputt.  

Deswegen wollen wir den ersten Schritt vor dem zweiten machen, also andersherum 
als von der SPD-Fraktion gefordert. Es gilt, erst einmal eine vernünftige zu Lösung 
finden. Da bin ich bei Herrn Wolf und dem bayerischen Modell. Sie können Struktur-
daten erheben, solange Sie wollen: Die werden nichts anderes ergeben als das, was 
wir jetzt schon sehen. Die Gebühren sind einfach zu hoch, und wenn die Gebühren 
nicht sinken, werden die Schlachtbetriebe einfach kaputtgehen.  

Stellv. Vorsitzende Julia Kahle-Hausmann: Wir beginnen nun mit der zweiten Frage-
runde. 

René Schneider (SPD): Ich habe ebenfalls eine Frage an Herrn Steinke, will aber 
zunächst, Frau Dr. Fink-Keßler zitieren. Sie haben gesagt, die AMK adressiert das Land 
und nicht zuvorderst die Kreise. Sollte es in NRW zu einer Deckelung der Gebühren 
kommen, bedeutet das natürlich Mehrausgaben. Bayern rechnet mit 5 Millionen Euro 
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im Jahr. Das haben wir auch im Antrag geschrieben. Herr Steinke, mit welchen Kosten 
rechnen Sie für NRW bei einer Deckelung, und welche Möglichkeiten sehen Sie für 
das Land bei der Finanzierung?  

Patrick Steinke (Vieh- und Fleischhandelsverband Nordrhein-Westfalen): Ich habe 
Rechtswissenschaften studiert. Wir haben es nicht so mit Zahlen, wir haben es eher 
mit Ideen. Um noch einmal ganz deutlich zu sagen, was wir wollen: Wenn man etwas 
erhalten möchte und wenn man diesen Slogan „aus der Region für die Region“ wirklich 
ernst nimmt, dann ist es völlig egal, was es kostet. Dann ist es eine rein politische 
Entscheidung. Wenn die politische Entscheidung getroffen wird, dann kann man unter 
Umständen gucken, woher das Geld kommt. Aber zunächst müssen die Betriebe ver-
nünftige Gebühren haben. Anders wird es in NRW nicht funktionieren.  

Ich mache das jetzt seit 25 Jahren, auch in NRW. Wenn ich Ihnen Mitgliederlisten von 
vor fünf Jahren, drei Jahren oder auch 15 Jahren auf den Tisch legen würde, könnten 
Sie erkennen, was los ist. Es betrifft ja nicht nur die Schlachtbetriebe, sondern auch 
den Lebendviehhandel. Ein Viehhändler hat zehn Landwirte als Kunden, und wenn die 
Landwirte nicht mehr wissen, wohin mit den Tieren, dann wird es auch die Viehhändler 
die Existenz kosten.  

Letztendlich trifft es auch die Schlachtbetriebe. Die Schlachtbetriebe gehen kaputt, und 
zwar nicht nur die ganz kleinen, sondern auch die von Ihnen erwähnten mittelständi-
schen Betriebe. Bei denen gibt es auch Schwierigkeiten. Dafür gibt es noch andere 
Gründe, aber das ist ein anderes Thema.  

Norwich Rüße (GRÜNE): Frau Dr. Fink-Keßler, der Antrag enthält eine interessante 
Forderung, die auch an anderer Stelle auftaucht, und zwar nach landeseigenen Rege-
lungen. Worin unterscheiden sich Bundesländer, die Kleinbetrieben das Leben schwe-
rer machen? Sind Ihnen Erschwernisse in Nordrhein-Westfalen bekannt? Gibt es Bun-
desländer, die sich dadurch hervortun, dass sie vereinfachte Regelungen haben, um 
auf handwerkliche Betriebe Rücksicht zu nehmen?  

Dr. Andrea Fink-Keßler (Verband der Landwirte mit handwerklicher Fleischver-
arbeitung [Schwerpunkt Ökologische Erzeugung]): Der Sitz unseres Bundesver-
bandes liegt in Hessen, deshalb kennen wir uns dort am besten aus. Es handelt sich 
um EU-Regeln, die landesspezifisch bzw. kommunalspezifisch umgesetzt werden, in-
dem Handlungsspielräume, welche die EU für Rechtsvorschriften gibt, entsprechend 
ausgelegt werden. Daher ist es schwierig, dass viele Bundesländer – auch NRW – 
selbst nicht wirklich Regie führen. Die Umsetzung erfolgt auf der Ebene des LANUV 
und der Kommunen.  

Es ist ja auch richtig, dass nicht standardisiert, sondern betriebsspezifisch beurteilt 
wird, welche Anforderungen für eine Zulassung usw. gelten. Aber ich sehe immer wie-
der auch strukturelle Mängel. Es gibt zum Beispiel eine Initiative für eine vollmobile 
Schlachtung von Rindern und Schweinen. Diese steht vor demselben Problem wie die 
vollmobile Geflügelschlachtung in Hessen. Da steht die Behörde vor Ort bei der Zu-
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lassung hilflos vor der Umsetzung, weil dann Regeln reinkommen, die im Grunde nur 
oder hauptsächlich für die großen Schlachthöfe gültig sind. Da braucht es ein Handeln 
der Landesregierung – oder der Abteilung Fleischhygiene der Landesregierung – in 
Form eines Erlasses. Vielleicht könnte auch gemeinsam mit dem LANUV ein Erlass 
dazu herausgegeben werden, wie es ausgelegt werden kann, damit diese vollmobile 
Schlachtung endlich zugelassen werden kann. Dann wären wir in Nordrhein-Westfalen 
auch mal die Ersten.  

Ich kann es Ihnen nicht generell sagen, bei dem genannten Beispiel weiß ich es aber.  

Mit den AFFL-Beschlüssen ist das auch so eine Sache. Der Fleischerverband hat die 
Leitlinie gemacht, darin ist aber wieder die Trinkwasserbeprobungen enthalten, obwohl 
die AFFL gesagt hat, das braucht es nicht. Es ist viel Detailarbeit notwendig, um zu 
schauen, wo was von wem umzusetzen ist. Ich wünsche mir einfach von der Landes-
regierung mehr Führungskraft: Erlasse schreiben und sagen, was umgesetzt werden 
soll.  

Dr. Ralf Nolten (CDU): Ich greife diesen Aspekt auf und wende mich wieder Frau 
Dr. Bishara-Rizk zu. Sie haben eben über den Vorfall in Düren gesprochen. Vergleich-
bare Situationen haben andere Schlachthöfe nicht überlebt. Der überlebende Betrieb 
in Düren hat ein hohes Invest gehabt. Sie haben dann die Begleitung und Beobachtung 
des Schlachtprozesses, was auch Personal bindet. Ist das in der Fläche eigentlich so 
verfügbar?  

Es waren damals ja keine hygienerechtlichen, sondern tierschutzrechtliche Fragen, die 
kritisiert wurden. Hat man, wenn man nun auf den vollmobilen Schlachtstand geht, die 
gleichen Standards zu garantieren im Vergleich zu dem, was in der Fläche für einen 
Schlachtbetrieb gefordert ist, und kann man das? Vielleicht führt auch das zu einem 
Konzentrationsprozess. Ist also tatsächlich die Gebührenfrage treibend, oder gibt es 
noch andere Treiber in dem System?  

Dr. Mounira Bishara-Rizk (Kreis Düren, Amt für Veterinärwesen und Verbraucher-
schutz): Herr Nolten, ich gebe Ihnen recht: Ich glaube nicht, dass die Gebührenfrage 
entscheidend dafür ist, dass die Betriebe der Reihe nach schließen. Die Gebühren 
sind aber sicherlich ein Aspekt, der auch absolut nachvollziehbar ist.  

Wir haben eine sehr heterogene Gebührenlandschaft. Es liegt auf der kommunalen 
Ebene, und wir haben zwei Möglichkeiten: Wir können die sehr niedrige und bei Wei-
tem nicht kostendeckende EU-Pflichtgebühr nehmen, oder wir kalkulieren. Die meisten 
Kreise kalkulieren kostendeckend, und da fließen alle Kosten ein, die für die Überwa-
chung tatsächlich anfallen. 

In der Praxis spiegelt sich wider, dass noch ganz andere Gründe dazu führen, dass 
die Betriebe schließen. Vor allen Dingen zählt dazu ein wahnsinnig großer Personal-
mangel; ein Personalnotstand. Der ist nicht nur aufseiten der Betriebe, sondern auch 
aufseiten der Veterinärbehörden zu beobachten. 
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Sie haben recht, dass wir angesichts dessen dieses betreute Schlachten vielleicht 
langfristig nicht leisten können. Ich möchte aber auch dazusagen, dass dies komplett 
im Konsens mit dem Betreiber geschieht. Seit sieben Jahren arbeiten wir mit diesem 
aufgestockten Personal. Natürlich steigen die Gebühren, aber das ist nie ein Anlass 
für den Betreiber gewesen, zu sagen, er wolle das wieder abbauen. Im Prinzip ist es 
nämlich eine Absicherung für beide Seiten. Jeder weiß, dass der Betrieb diesen Vorfall 
anders nicht überlebt hätte. Der Betreiber hat sehr viel investiert.  

Ich würde mir wünschen, dass in solchen Fällen vielleicht auch mal andere Gedanken-
gänge herangezogen werden, anstatt sich auf die Gebühren zu beschränken – sprich: 
Förderprogramme für Investitionen. Die Betriebe müssen teure Zangen anschaffen, sie 
haben eine Aufzeichnungspflicht für die Schweinebetäubung, sie müssen Kopffixierun-
gen bauen. Das gilt auch für die kleinen handwerklichen Betriebe. Das alles ist dazu-
gekommen und schon seit einigen Jahren umzusetzen. Das alles ist sehr kostenauf-
wendig. 

Da kann man sicherlich ansetzen. Bei meinen Metzgerbetrieben ist das der größte 
Ansatz. Sie müssen für 3.000 Euro eine neue Zange kaufen, die Kopffixierung kostet 
fast 10.000 Euro, dann geht es um Hygienesachen.  

(Adalbert Wolf [Vieh- und Fleischhandelsverband Nordrhein-Westfa-
len]: Und der zeitliche Aufwand noch!) 

Wenn man eine Zulassung nach dem EU-Hygienerecht benötigt, braucht es viele 
Räume, und es muss angebaut werden. Da ist das Problem.  

Noch einmal: Der Personalnotstand ist ausschlaggebend. Es gibt keine Nachwuchs-
kräfte mehr, die Familienmitglieder sind nicht mehr bereit, die Betriebe zu übernehmen. 
Das ist meiner Ansicht nach einer der fundamentalsten Gründe für die Betriebsschlie-
ßungen. Das zieht sich auf unserer Ebene genauso durch, denn Sie finden auch für die 
Schlachthofbetreuung amtlicherseits so gut wie kein Personal mehr. Das ist eine ab-
solute Katastrophe. Das in dieser Runde auch mal zu benennen, finde ich wichtig.  

Dietmar Brockes (FDP): Herr Wolf, Sie wurden gerade unruhig, als die Frage an Frau 
Dr. Fink-Keßler gestellt wurde. Ich glaube, Sie würden gerne noch die Antwort die Re-
duzierung und die Harmonisierung der Fleischbeschaugebühr betreffend ergänzen. 
Bitte schön.  

Adalbert Wolf (Fleischerverband Nordrhein-Westfalen): Ich möchte auf die mobile 
Schlachtung, den Weideschuss und alles, was so dazugehört, eingehen. Wir haben 
das im Fleischerverband mal ein bisschen aufgedröselt, und wir sind zu dem Ergebnis 
gekommen, dass eine Weideschlachtung für den handwerklichen Betrieb nicht bezahl-
bar ist. Denn trotz wegfallender Transportkosten und obwohl es für das Tierwohl gut 
ist, bleibt, dass so eine Schlachtung um die 2.000 bis 4.000 Euro on top kostet.  

Dann frage ich mich im Umkehrschluss: Was soll ...  

(Norwich Rüße [GRÜNE]: 200!) 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 11 - APr 18/662 

Ausschuss für Umwelt, Natur- und Verbraucherschutz,  16.09.2024 
Landwirtschaft, Forsten und ländliche Räume exn 
45. Sitzung (öffentlich)  
 
 
Nein, nein, nein! Eben nicht! Inklusive Tier sind Sie um die 4.000 Euro quitt.  

(Norwich Rüße [GRÜNE]: Eine Schlachtung?) 

Da frage ich: Was soll im Umkehrschluss das Rumpsteak kosten? Und es kommt ja 
noch etwas hinzu: Sie sind verpflichtet, nach dem Weideschuss, nach der mobilen 
Schlachtung, einen Zerlegeraum und ein Kühlhaus zur Verfügung zu stellen, die inner-
halb einer gewissen Zeit erreichbar sein müssen. Wo kriegen Sie das denn auf die 
Schnelle her? Das Schlachten ist ja kein Problem, es auf der Weide zu machen auch 
nicht, und die Transportkosten fallen weg. Aber wer will Ihnen all das zur Verfügung 
stellen?  

Jetzt könnten Sie mir sagen, es hätten ja soundso viele Metzgereien geschlossen, 
dann könnte man das doch machen, aber ich meine, wenn wir das durchsetzen wol-
len – vielleicht wäre es eine ganz gute Lösung für kleinere handwerkliche Betriebe –, 
dann braucht es eine Förderung. Das hat Frau Dr. Fink-Keßler auch gesagt. Diese 
Förderung brauchen wir eigentlich an allen Ecken und Kanten.  

Die Fleischbeschaugebühren sind wirklich nur ein Rädchen dessen, was wir hier dis-
kutieren. Es ist ein schier unerschöpfliches Thema, bei dem wir noch viel Arbeit haben 
werden. Aber die Zeit drängt. Herr Steinke hat es ausgeführt. Sonst sind nachher alle 
verschwunden, und dann brauchen wir uns gar keine Gedanken mehr zu machen.  

Stellv. Vorsitzende Julia Kahle-Hausmann: Herr Bockes, Frau Dr. Fink-Keßler hat 
sich zu dieser Frage gemeldet. Möchten Sie auch von ihr eine Beantwortung? 

(Dietmar Brockes [FDP] signalisiert Zustimmung.) 

– Frau Dr. Fink-Keßler, dann haben Sie noch eine Minute Zeit. 

Dr. Andrea Fink-Keßler (Verband der Landwirte mit handwerklicher Fleischver-
arbeitung [Schwerpunkt Ökologische Erzeugung]): Dann habe ich noch eine Mi-
nute, um etwas richtigzustellen.  

(Adalbert Wolf [Vieh- und Fleischhandelsverband Nordrhein-Westfa-
len]: Dann stellen Sie richtig!) 

Die teilmobile Schlachtung ist ja nur eine Möglichkeit der Kooperation mit einer regio-
nalen Schlachtstätte, die in einer Entfernung von maximal zwei Stunden – ansonsten 
gekühlt – zu finden ist. Das hat nichts mit der Zerlegung und dem Reifen oder sonst 
was zu tun. Es ist kein Ersatz für eine handwerkliche Schlachtung, sondern eine Ko-
operation.  

Die vollmobile Schlachtung habe ich nur erwähnt, weil in NRW jetzt regional die erste 
vollmobile Lösung in der Pipeline ist, in Kooperation mit landwirtschaftlichen Betrieben 
und der Regionalwert AG.  

Zu den Kosten: Ich weiß, die Metzger stellen sich dagegen. Das ist aber ein anderes 
Thema.  
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Zacharias Schalley (AfD): Frau Dr. Bishara-Rizk, Sie haben gerade in Bezug auf die 
Gebühren das Thema „Struktur“ angesprochen. Sie sind in Düren ansässig, also im 
Nachbarkreis von Heinsberg, der im Antrag erwähnt wird. Dort wurde die Mindestge-
bühr eingeführt, also eine dieser zwei Optionen. Welche Kriterien setzt ein Kreis an, 
wenn überlegt wird, eine Mindestgebühr anstelle der Kostendeckung zu nutzen? Wie 
muss zum Beispiel die Struktur an Zuliefererbetrieben aussehen? Wie viel Viehauf-
kommen muss da sein, damit es sich halbwegs lohnen würde, auf die Mindestgebühr 
zu gehen? Aufgrund welcher Überlegungen wurde es in Düren vielleicht nicht einge-
führt?  

Dr. Mounira Bishara-Rizk (Kreis Düren, Amt für Veterinärwesen und Verbraucher-
schutz): Das ist nicht ganz richtig. Wir haben in der Tat diese Überlegung angestellt. 
Wir haben nur noch eine Handvoll kleiner Betriebe im Kreis Düren – ich rede dabei 
immer von den 1.000 Großvieheinheiten – und diesen mittelständischen Schlachthof, 
der aber als Großbetrieb gilt. Wir haben versucht, zugunsten dieser kleineren Betriebe 
wie im Kreis Heinsberg nur noch die Mindestgebühr zu erheben. Wir haben es in der-
selben Satzung mit der kostendeckenden Kalkulation für den Großbetrieb gemacht.  

Der Schlachthof hat gegen den Gebührenbescheid geklagt, und es ist zu einer Gerichts-
verhandlung gekommen, die zwar nicht in einem Urteil endete, aber in einem Vergleich. 
In diesem Vergleich ist ganz klar der Hinweis gegeben worden, dass die Satzung wahr-
scheinlich nicht rechtmäßig ist, weil es zu einer massiven Wettbewerbsverzerrung 
kommen kann. Es ist also spätestens dann ein Problem, wenn es ein Kreis mit einem 
größeren Schlachthof ist. „Größer“ bezieht sich in diesem Fall auch auf einen mittel-
ständischen Betrieb.  

Wir hätten mit diesem Vorgehen eine Unterdeckung von etwa 36.000 Euro gehabt. 
Das hätte der Kreis getragen. Das wäre für uns in Ordnung gewesen; jede Kommune 
muss das für sich entscheiden. Aber es ist vor Gericht ganz klar der Hinweis gekom-
men, dass dies nach EU-Recht – gegebenenfalls auch nach dem AEUV; die EU sagt, 
dass gleiche Sachverhalte nicht unterschiedlich behandelt werden dürfen und unter-
schiedliche nicht gleich – möglicherweise eine Wettbewerbsverzerrung ist.  

Wenn man unterschiedliche Gebühren erhebt, stellt sich landesweit die Frage, ob es 
angesichts dieses Hinweises, den wir bekommen haben, angreifbar ist.  

Wir kalkulieren jetzt neu, und zwar kostendeckend. Dadurch steigen die Preise für die 
Metzger rasant, weil Skaleneffekte bestehen. Das ist schade. Wir haben es versucht, 
aber wir sind damit nicht durchgekommen.  

Stellv. Vorsitzende Julia Kahle-Hausmann: Damit kommen wir zur nächsten Frage-
runde. 

René Schneider (SPD): Ich habe bei der Antwort von Frau Dr. Bishara-Rizk etwas 
aufgemerkt, da Sie weitere, viel größere Probleme für die Firmen und Schlachtbetriebe 
benannt haben. Sie betrachten es wahrscheinlich eher von außen, wir betrachten es 
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von innen. Momentan läuft der Wettbewerb, welche Pro-Argumente es für diesen An-
trag gibt und welche Argumente man heranziehen könnte, um zu sagen, der Antrag 
sei doof.  

Wir versuchen, bei der Fleischbeschaugebühr anzugreifen, weil wir beim Personal re-
lativ wenig machen können; hinsichtlich Förderprogrammen und Investitionen ginge 
auch nur vielleicht etwas. Ich richte meine Frage an Herrn Wolf und gebe damit viel-
leicht eine Vorlage für einen etwaigen Entschließungsantrag von CDU und Grünen. 
Sie sprechen in Ihrer Stellungnahme auch vom baden-württembergischen Förderpro-
gramm. Wie sieht dieses Förderprogramm aus? Inwiefern geht es über das hinaus, 
was wir hier fördern? Wie könnte es in NRW umgesetzt werden?  

(Adalbert Wolf [Vieh- und Fleischhandelsverband Nordrhein-Westfa-
len]: Nein, ich habe das nicht geschrieben! – Dr. Andrea Fink-Keßler 
[Verband der Landwirte mit handwerklicher Fleischverarbeitung]: Ich 
habe das geschrieben! Sie können aber auch Herrn Wolf fragen!) 

– Sie waren das? Okay, dann habe ich Sie falsch zugeordnet. Bei all diesen Abkür-
zungen komme ich durcheinander. Entschuldigen Sie bitte, dass ich es verkehrt zuge-
ordnet habe. Frau Dr. Fink-Keßler, ich bitte Sie, dieses Förderprogramm vorzustellen, 
weil es auch noch andere Punkte adressiert, die wir in diesem Antrag noch ergänzen 
könnten.  

Dr. Andrea Fink-Keßler (Verband der Landwirte mit handwerklicher Fleischver-
arbeitung [Schwerpunkt Ökologische Erzeugung]): Der Ausgangspunkt für das ba-
den-württembergische Förderprogramm war, dass innerhalb von ein, zwei Jahren etli-
che mittelständische Schlachtbetriebe geschlossen haben – in Gärtringen, Biberach 
usw. usf. –, wegen all dieser komplexen Dinge wie Investitionsstau, wettbewerbsver-
zerrende Kostenstrukturen, hohe Sachkosten, Personalmangel. 

Es kulminiert sozusagen im Tierschutz. Der Tierschutz hat Alarm geschlagen. Die Be-
triebe wurden aus Tierschutzgründen geschlossen, und dann wurde ein Programm 
mit, glaube ich, 40 Millionen Euro aufgelegt, dezidiert für das Handwerk und die hand-
werklichen Mittelständischen.  

Wir müssten natürlich noch darum ringen, was als mittelständisch gilt. Die 1.000 GVE 
stehen im Raum, es gibt die KMU-Definition der EU, es gibt andere Definitionen von 
der AFFL usw. Wo setzen wir die Grenze für den Mittelstand an? Es wird die mittel-
ständischen Betriebe hier umfassen müssen, wie auch immer sie sich definieren.  

Man hat ein Tierschutzprogramm aufgelegt, das aus mehreren Elementen bestand 
und auf das große Betriebe keinen Zugriff hatten. Das war entscheidend, denn die 
großen Betriebe haben juristische Abteilungen und Förderabteilungen und können 
leicht Anträge schreiben. Das muss man immer berücksichtigen.  

Es handelte sich um Investitionen in bauliche Maßnahmen und vor allem in Trainings 
im Bereich „Tierschutz“. Zum Beispiel die Videoüberwachung war ein Thema, ebenso 
wie Umbaumaßnahmen und die Modernisierung in Richtung einer Annahmestelle für 
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teilmobil geschlachtete Tiere. Wesentlich ging es darum, den Investitionsstau zu be-
seitigen und ein Training im Bereich „Tierschutz“ zu machen.  

Dazu wurde eine Stelle auf RP-Ebene geschaffen, die sich nur um den Tierschutz 
kümmert. Sie organisiert die Sachkundenachweise, die man für das Schlachten 
braucht. Wir haben hier in Deutschland nur das Institut „bsi“, und wenn man da anruft, 
sagen die nur: Bleibt mir weg; wir sind total überlastet.  

Es wäre gut, Leute nur für das tierschutzgerechte Schlachten zu trainieren – einen 
Sachkundenachweis braucht es ohnehin – und entsprechende Weiterbildungsmaß-
nahmen anzubieten. Es war meiner Meinung nach ein ganz charmantes Programm, 
weil es diese Lücke bei den Schlachtbetrieben adressiert. Man kann nicht sagen, die 
Kleinen seien tierschonend und die Großen nicht. Guckt man nach dem Tierschutz, 
kommt Tönnies meistens besser weg. Der Tierschutz ist also nicht per se eine Frage 
der Größe. Wenn die Betriebe wirtschaftlich derart unter Druck stehen, fallen Dinge 
hintenüber. Die Betriebe spezifisch zu qualifizieren, ist, finde ich, eine charmante Lö-
sung für die Landesebene.  

Norwich Rüße (GRÜNE): Herr Wolf, wir haben gehört, dass nicht allein die Fleisch-
beschaugebühren ausschlaggebend sind. Es gibt einen Strukturwandel, den man ein-
fach hinnimmt, weil man sagt, in einer Marktwirtschaft laufe es nun einmal so ab. Man 
könnte also sagen: Die Menschen kaufen ihr Fleisch am liebsten in der Haltungsstufe 1 
und tiefgekühlt. – Dann wäre ihr Gewerbe weg.  

Sie haben aber auch von den Wertschöpfungsketten gesprochen. Könnten Sie das 
etwas weiter ausführen? Warum sollte man das dezentrale Fleischerhandwerk erhal-
ten? Reichen Tönnies, Westfleisch und Manten nicht aus? Ist das nicht genug?  

Adalbert Wolf (Fleischerverband Nordrhein-Westfalen): Nein, ist es nicht. Jetzt wird 
es ein abendfüllendes Thema.  

Stellv. Vorsitzende Julia Kahle-Hausmann: Drei Minuten haben Sie. 

Adalbert Wolf (Fleischerverband Nordrhein-Westfalen): Ja, ich weiß. – Ich fange 
mal weit in der Vergangenheit an. Früher hatte man bei jedem Schlachthof eine Stal-
lung dabei. Ich kenne das noch aus meiner Kindheit, weil ich ein Kind des Fleischer-
handwerks bin. Die hatte man, damit man das Tier am Abend vorher oder auch am 
Nachmittag zuvor hinfahren konnte, sodass es sich über Nacht erholen konnte. Die 
Metzger standen dann früh auf, und im Morgengrauen fand die Schlachtung statt – 
sagen wir mal, zwischen 3 und 6 Uhr.  

Dann hat man das Tier erholt aus dem Stall geholt, und das Ganze spiegelt sich in der 
Fleischqualität wider. Wenn die Tiere aufgeregt sind, haben sie einen höheren Adrena-
linspiegel. Das bedeutet für die Fleischqualität, dass das Fleisch wässrig und weniger 
genießbar wird. Irgendwann wird ein Punkt erreicht, bei dem es nicht mehr genießbar 
ist.  
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Dem könnte man entgegenwirken, wenn man wieder einen Schlachthof in der kleine-
ren Struktur baut, sodass man wieder ausgeruhte Tiere und somit eine höhere Fleisch-
qualität hat.  

Die Metzgerei der Zukunft wird es ohne Personal nicht geben. Der Fleischer lebt von 
der Beratung hinter der Theke. Es will ein Erlebnis präsentieren. Das heißt, der Erleb-
niskauf besteht nicht nur darin, dass dort alles schön aussieht, sondern der Fleischer 
will dem Kunden ein Stück Fleisch mit hoher Produktqualität präsentieren, und er will 
auch noch etwas zur Zubereitung sagen.  

Man könnte sich durchaus vorstellen, in der der Fleischerei der Zukunft im Sechsta-
gesgeschäft in den ersten vier Tagen Automaten zu nutzen, aber natürlich auch mit 
frischer Ware, vakuumiert, etikettiert. Zum Wochenende hin – das Hobbykochen wird 
immer moderner; siehe die ganzen Kochsendungen – erfährt der Kunde dann Bera-
tung, um das beste Ergebnis zu erzielen, und zwar mit der bestmöglichen ernährungs-
physiologischen Idee dahinter. So könnte der Fleischer der Zukunft aussehen.  

Das kostet Geld; das wissen wir. Aber dafür stehen wir. Diese Ideen kosten, aber da 
sind wir weit weg von Fleischbeschaugebühren. Diese Rädchen habe ich zu Beginn 
schon angesprochen. Wir haben nicht nur die Fleischbeschaugebühren. Wir müssen 
aber mal langsam irgendwo anfangen. Das bedeutet, die Fleischbeschaugebühren zu 
deckeln, von mir aus nach dem bayerischen Modell.  

In Baden-Württemberg war vor fünf oder sechs Jahren der Verbandstag. Rund um 
Freiburg gab es 27 kleine Bauern. 

(Stellv. Vorsitzende Julia Kahle-Hausmann weist auf das Ende der Re-
dezeit hin.) 

– Ja, ich weiß, ich hab es ja gesagt.  

Diese kleinen Bauern waren eigentlich das Herzstück der Metzger. Dies umzustruktu-
rieren, kostet viel Geld. Das können die nicht. Ich möchte gar nicht wissen, wie viele 
in den letzten sechs, sieben Jahren dort aufgehört haben.  

Damit lasse ich es jetzt bewenden. Ich habe jetzt wirklich lange geredet. 

Stellv. Vorsitzende Julia Kahle-Hausmann: Danke schön, Herr Wolf. Ich wollte schon 
sagen: Fordern Sie mich nicht heraus. – Wir kommen zur nächsten Fragerunde.  

Markus Höner (CDU): Ich möchte an einer Äußerung von Frau Dr. Bishara-Rizk an-
knüpfen und Herrn Steinke eine Frage dazu stellen: Ist das bayerische Modell auf die 
Strukturen in Nordrhein-Westfalen übertragbar?  

Frau Dr. Bishara-Rizk hat gesagt, dass die Gebühr zwar ein Problem, aber nicht das 
alleinige Problem ist. Könnten Sie, Herr Steinke, etwas dazu sagen, welche Heraus-
forderungen neben der Gebühr bestehen?  
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Patrick Steinke (Vieh- und Fleischhandelsverband Nordrhein-Westfalen): Das 
bayerische Modell hat seinen Namen, weil es in Bayern gemacht wurde. Man könnte 
es auch „nordrhein-westfälisches Modell“ nennen und meinetwegen andere Zahlen 
einsetzen.  

Natürlich gibt es in Bayern vollkommen andere Strukturen als in Nordrhein-Westfalen. 
In Bayern gibt es noch viele kleinere Schlachthöfe. Wer die Presse verfolgt, weiß, dass 
ein Großer aus Nordrhein-Westfalen jetzt auch noch zwei Große in Bayern und Baden-
Württemberg übernehmen wird, sofern das Kartellamt nicht Nein sagt. Auch da ist viel 
in Bewegung.  

Ich schließe mich Frau Dr. Bishara-Rizk an: Es sind nicht nur die Fleischbeschauge-
bühren, sondern mehrere Dinge tun weh, nämlich alles, was mit Gebühren zu tun hat. 
Dazu gehören zum Beispiel auch Konfiskatgebühren. Bei einem Schlachthof fallen so-
genannte Konfiskate an, in den Kategorien 1, 2 und 3. Die müssen, wenn man Pech 
hat, gesondert entsorgt werden, zum Beispiel – ich nenne das Kind mal beim Namen – 
mithilfe von REMONDIS oder SARIA. Hat man nur einen, der das Zeug abholt, kann 
der fast machen, was er will. Auch in Nordrhein-Westfalen sind wir dazu schon mal 
vorstellig geworden.  

Ja, Fleischbeschaugebühren sind ein Teil, es gibt aber noch zig weitere Faktoren. Ich 
kann hier aber nur Herrn Wolf zustimmen: Irgendwann muss man mal mit irgendetwas 
anfangen. 

Ich kann noch etwas zu den Zahlen sagen, die Sie, Herr Wolf, zum Bolzenschuss auf 
der Weide genannt haben. Ich habe mit dem zuständigen Staatssekretär in Hessen 
gesprochen; der träumt auch davon, dass man so etwas macht. Wir haben eine eigene 
Schule auf dem Hofgut Neumühle, das übrigens auch Schlachtsachkundenachweise 
anbietet. Es ist also nicht nur das bsi Schwarzenbek, sondern auch wir bieten das an.  

Wir haben zu einem Lehrgang vor zwei Jahren jemanden kommen lassen, der eine 
teilmobile Schlachtung gemacht hat. Wir haben unter dem Strich ohne Tierwert tat-
sächlich 1.800 Euro für ein Stück Großvieh bezahlt.  

(Adalbert Wolf [Vieh- und Fleischhandelsverband Nordrhein-Westfa-
len]: Sehen Sie!) 

Es bleibt eine Nische. Wenn Sie den Bolzenschuss auf der Weide durchexerzieren 
wollen, wird es noch teurer im Vergleich zum Kugelschuss. Sie liegen jedenfalls zwi-
schen 2.000 und 4.000 Euro. Das wird sich unter dem Strich nicht rechnen.  

Zusammengefasst: Ja, es gibt viele Faktoren, aber irgendwo müssen Sie anfangen.  

Dietmar Brockes (FDP): Ich möchte noch einmal konkret auf das bayerische Modell 
eingehen. Herr Wolf, Sie sagten, dass Sie sich damit anfreunden könnten. Aber sich 
damit anzufreunden, heißt ja nicht, dass Sie vollständig davon überzeugt sind. Was 
sind die Stärken und Schwächen des Modells? Gibt es andere Modelle, die Ihren Vor-
stellungen näher kommen? 
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Adalbert Wolf (Fleischerverband Nordrhein-Westfalen): Eigentlich kann ich nur 
noch zu Herrn Steinke ergänzen. In Bayern gibt es, glaube ich, noch ungefähr 1.500 
Schlachtbetriebe – ich bin mir nicht ganz sicher. Das entspricht vielleicht noch etwa 
80 % dessen, was es dort insgesamt gibt. 

Bei uns in NRW nehmen die kleinen Schlachthöfe vielleicht noch 10 bis 20 % ein, wenn 
überhaupt. Wenn ich ehrlich bin, glaube ich, dass wir 10 % kaum erreichen. Aber diese 
gilt es doch zu erhalten.  

Sie haben auch nach den Kosten gefragt. In Bayern wird geschätzt, dass Pi mal Dau-
men 5 Millionen Euro seitens der Landesregierung an Zuschuss fließen können, sollen 
oder wie auch immer. Heruntergebrochen auf NRW würde es vielleicht 1 Million bis 
2 Millionen Euro kosten.  

Wir haben viel über die Wettbewerbsverzerrung gesprochen. Würde man sagen, dass 
es 7 Euro pro Schwein und 14 Euro pro Rind sind, dann gilt das für alle. Damit können 
sich, denke ich, auch die Kleineren anfreunden. Da muss man nicht mehr zwischen 
großen, kleinen, mittelständischen Schlachtbetrieben oder was auch immer differen-
zieren, sondern es gilt einfach für alle. Ich meine, dass das ein erster Ansatz wäre. 
Deshalb habe ich gesagt, man kann sich damit anfreunden.  

Vielleicht würde jetzt der ein oder andere Kollege sagen: Wir sind doch viel kleiner; 
dann zahlen wir nur 5 Euro. – Nein, wir sind seitens des Fleischerverbandes bereit, zu 
sagen: Mit diesen 7 und 14 Euro nach dem bayerischen Modell können wir leben. –
Ich bin ein großer Befürworter dessen, um einen ersten Ansatz zu finden. 

So ließe sich auch sagen: Das haben wir erreicht; die Landesregierung tut dies im 
Einvernehmen, und damit haben wir eine erste Baustelle zumindest verkleinert. – Ich 
will nicht sagen, die Baustelle würde abgeschafft; denn abgeschafft wird ohnehin nie 
etwas. Ich bin kein Freund davon, etwas abzuschaffen. Ich bin ein aktiver Mensch und 
froh, dass wir hier sind und wirklich mal darüber diskutieren können.  

Stellv. Vorsitzende Julia Kahle-Hausmann: Sie hätten noch etwas Zeit. 

Adalbert Wolf (Fleischerverband Nordrhein-Westfalen): Ich habe ja eben überzo-
gen. Dann habe ich es jetzt wiedergutgemacht. 

Zacharias Schalley (AfD): Meine nächste Frage richte ich an Herrn Steinke, in An-
lehnung an das, was Frau Dr. Bishara-Rizk auf meine letzte Frage sagte: In Düren war 
das Problem, dass die kleinen Schlachtbetriebe strukturell bevorzugt wurden, weil es 
eben diesen mittelständischen Betrieb gab, der aber laut Definition de facto ein Groß-
betrieb war.  

Wie sieht denn die Struktur in Nordrhein-Westfalen aus? Wenn wir flächendeckend 
das bayerische Modell einführen würden: In wie vielen Kreisen ist die Struktur ähnlich 
wie in Düren, sodass wir de facto einen mittelständischen oder laut Definition Großbe-
trieb benachteiligen würden? Lohnt sich das also überhaupt, oder machen wir dann in 
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jedem Kreis diesen Kampf zwischen Kleinbetrieben und den mittleren oder Großbe-
trieben auf?  

Patrick Steinke (Vieh- und Fleischhandelsverband Nordrhein-Westfalen): Eine 
genaue Anzahl kann ich Ihnen nicht sagen, aber ich glaube, da gibt es ein Missver-
ständnis. Das bayerische Modell sagt nicht aus, dass alle Betriebe im Kreis Düren 
dasselbe bezahlen müssten, sondern die Firma Frenken – um das Kind beim Namen 
zu nennen – könnte eine andere Gebühr zahlen als alle anderen. Das würde auch 
funktionieren.  

Ich habe heute Morgen noch mit einem Kollegen von Herrn Wolf in Bayern gespro-
chen, von einem Schlachthof in Fürth. Er sagte, dort bezahle man weniger, weil es 
sich um einen Großbetrieb handele. Auch da gibt es noch eine Varianz, dass man als 
oberste Gebühr die berühmten bayerischen Gebühren nimmt, für die Betriebe, für die 
es günstiger wäre, aber das Modell der Kostendeckung nutzt. So etwas geht auch. Ich 
weiß, das ist rechtlich hochkompliziert. 

(Dr. Mounira Bishara-Rizk [Kreis Düren, Amt für Veterinärwesen und 
Verbraucherschutz]: Ist es!) 

Da stellt sich wieder die Frage, ob es EU-rechtskonform ist.  

Ich habe früher mal hauptberuflich als Rechtsanwalt Fleischbeschaugebühren einge-
klagt, auch hier in Nordrhein-Westfalen. Ich mache das nicht mehr, aber ich kenne 
Kollegen, die in Nordrhein-Westfalen Kanzleien unterhalten. Die halten immer wieder 
auf Verbandstagen Vorträge – auch bei uns –, um die Leute dafür zu sensibilisieren, 
genau zu schauen, was eine kostendeckende Gebühr nach der neuen EU-Verordnung 
überhaupt bedeutet. Da hat sich etwas geändert; da gab es einen Paradigmenwech-
sel. Das ist schon spannend.  

Ich sage das ganz deutlich nicht, weil ich kein Geld als Anwalt verdienen möchte oder 
es den Kollegen nicht gönne, sondern ich will einfach, dass Ruhe einkehrt und die 
Betriebe vernünftig kalkulieren können, und zwar für die nächsten fünf, am besten 
zehn Jahre. Das wäre mir ein Anliegen. Wenn das in Nordrhein-Westfalen gelingen 
würde, wären wir ein Stück weiter.  

Stellv. Vorsitzende Julia Kahle-Hausmann: Wir kommen zur vierten Fragerunde. 

René Schneider (SPD): Das Stichwort „Bayern“ ist gefallen. Herr Steinke, Sie haben 
gesagt, dass Sie heute Morgen noch mit einem Kollegen in Bayern telefoniert haben. 
Da liegt natürlich die Frage nahe, welche Erfahrungen die bayerischen Kolleginnen 
und Kollegen mit einer gedeckelten Gebühr machen – und vielleicht auch die Kollegen 
aus dem Kreis Heinsberg. Vielleicht können innerhalb der drei Minuten auch die Kol-
leginnen zur Linken und Rechten von Ihnen etwas dazu sagen.  
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Patrick Steinke (Vieh- und Fleischhandelsverband Nordrhein-Westfalen): Aus 
Heinsberg liegen mir keine Zahlen, Daten, Fakten vor. Da haben Sie vielleicht mehr 
über den Landkreistag oder über den Städtetag.  

In Bayern sind die Erfahrungen durchwachsen. Es gibt Betriebe, die es gut finden, 
andere sagen, es zieht nicht so richtig. Die ganz großen Betriebe, die es auch in Bay-
ern gibt, haben sowieso ganz andere Gebührenstrukturen. Am Schlachthof in Mün-
chen gab es, glaube ich, vor acht Jahren zum letzten Mal eine Gebührenerhöhung. 
Die zahlen deutlich weniger als andere Großbetriebe oder mittelständische Betriebe 
wie derjenige in Fürth, von dem ich vorhin gesprochen habe. 

Die Erfahrungen sind also durchwachsen, aber die Betriebe sind froh, dass sie jetzt 
wissen, was auf sie zukommt und womit sie zu kalkulieren haben. Es gibt ja auch oft 
das Problem, dass man die Gebühren im Nachhinein berechnet. Beim Konfiskat sehen 
wir das. Die Gebühren werden im Nachhinein kalkuliert, und dann sind Rückzahlungen 
oder Nachzahlungen zu leisten. Das geht manchmal in die Hunderttausende, manch-
mal in die Millionen. Das kann ein Betrieb nicht wegstecken. 

Adalbert Wolf (Fleischerverband Nordrhein-Westfalen): Wenn ich darf, würde ich 
es gerne ergänzen. Wir haben das unverschämte Glück, dass hinter mir der Ober-
meister aus Heinsberg sitzt. Den habe ich als Besucher mitgebracht. Die betreiben 
dort einen mittelständischen Betrieb. Wenn wir dürfen – Ihr Einverständnis vorausge-
setzt – würde ich ihn fragen, welche Erfahrungen er mit den Gebühren im Mittelstand 
gemacht hat.  

(Ein Zuschauer meldet sich zu Wort.) 

Stellv. Vorsitzende Julia Kahle-Hausmann: Stopp, warten Sie mal! Eigentlich ist es 
nicht angezeigt, dass Besucher hier reden. 

(Adalbert Wolf [Fleischerverband Nordrhein-Westfalen]: Ich muss erst 
das Okay haben! Dann lassen wir es; alles gut! Ich habe ja nur ge-
fragt! – Dr. Ralf Nolten [CDU]: Der Kollege kann Ihnen ja einen kleinen 
Zettel zustecken!) 

Sie können es ja in der nächsten Fragerunde noch einmal aufgreifen. 

Norwich Rüße (GRÜNE): Ich habe noch eine Frage zur Deckelung der Gebühren an 
Frau Dr. Fink-Keßler. Der zweite Punkt Ihrer Stellungnahme lautet: „Rechtliche Grund-
lagen klären“. Es klang schon mehrfach an, dass das nicht ganz so einfach ist, wie wir 
es uns vorstellen. Könnten Sie uns bitte noch einmal genau erklären, wo die Probleme 
aus Ihrer Sicht liegen? Was müsste das Land tun?  

Dr. Andrea Fink-Keßler (Verband der Landwirte mit handwerklicher Fleischver-
arbeitung [Schwerpunkt Ökologische Erzeugung]): Wir haben das in Hessen ja 
auch versucht. Da hieß es, es gebe juristische Probleme und Wettbewerbsverzerrun-
gen. Das war auch das Argument von Ihnen, Frau Dr. Bishara-Rizk.  
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(Dr. Mounira Bishara-Rizk [Kreis Düren, Amt für Veterinärwesen und 
Verbraucherschutz]: Des Gerichts!) 

– Ja, des Gerichts. Sie haben es vorgetragen.  

Wettbewerbsverzerrend ist natürlich auch, wenn die Gebühren in den Landkreisen 
sehr unterschiedlich sind. Das wäre zu klären. Da Bayern diese Frage offensichtlich 
auf EU-Ebene geklärt hat, ist das Argument mit der wettbewerbsverzerrenden Sub-
vention durch Unterdeckung, denke ich, abgeräumt. Aber es herrscht einfach der My-
thos, dass die EU nichts anderes zulasse. Das hört man auch bei Nachfragen bei den 
Kommunen.  

Die Rechtslage sagt aber aus – um es zu zitieren, müsste ich nachschauen –, dass es 
zwar die Mindestgebühren gibt, die Mitgliedstaaten unter bestimmten Umständen aber 
auch unter die Mindestgebühren gehen können, wenn es sich um handwerkliche Be-
triebe, um benachteiligte Regionen oder um Spezialitäten handelt. Es ist also das üb-
liche EU-Trio für Ausnahmebestimmungen.  

In der Verordnung heißt es, dass kostendeckende Gebühren nur für Kontrollen im Zoll 
erforderlich sind sowie für Nachkontrollen – also Kontrollen nach bei einer Amtskon-
trolle festgestellten Mängeln; das sind dann kostendeckende Gebühren für den Be-
trieb, nicht die Kontrolle selbst – und für andere Anforderungen.  

Das heißt im Umkehrschluss, dass die Fleischbeschaugebühr nicht kostendeckend 
ermittelt werden muss. Man kann auf diese Mindestgebühren zurückgreifen. So be-
greife ich die Rechtslage.  

Das muss besser kommuniziert werden, denn die Kommunen und deren Kämmerer 
sagen, ihnen seien die Hände gebunden. Das stimmt einfach nicht. Die Hände sind 
ihnen nicht gebunden. Da greift vielleicht meine bürgerliche Hoffnung auf Aufklärung. 
Man muss es einfach mal sagen, dass nicht stimmt, was behauptet wird.  

Ich weiß, dass Gebühren eingetrieben werden müssen. Die sind auch wichtig. Aber 
dann wird es zum Beispiel gegen den örtlichen Kindergarten ausgespielt. Das ist poli-
tisch ganz kompliziert.  

Ich habe aber noch etwas Zeit, um noch einmal für die Gebührendeckelung zu werben. 
Eine Gebührendeckelung wäre ebenfalls ein großes politisches Signal, das ein biss-
chen Ruhe und Hoffnung brächte: Man ist gewollt, und man investiert wieder.  

Markus Höner (CDU): Frau Dr. Bishara-Rizk, ich will noch einmal zum Tierschutz und 
zum Tierwohl nachhaken. Wir alle haben, glaube ich, ein hohes Interesse daran, kleine 
Schlachtungen vor Ort und dieses regionale Angebot zu erhalten. Im Systemvergleich 
ist es wahrscheinlich für kleine Betriebe schwieriger, alles einzuhalten, weil die gesetz-
lich vorgegebenen Anforderungen im Grunde eher steigen. Würden Sie dies so bestä-
tigen, oder sehen Sie es anders?  

Dr. Mounira Bishara-Rizk (Kreis Düren, Amt für Veterinärwesen und Verbraucher-
schutz): Ich denke, das kann man bestätigen. In einem kleinen Betrieb muss der 
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einzelne Mitarbeiter mehrere Funktionen in einer Person vereinen: Er muss Qualitäts-
manager sein, er muss Tierschutzbeauftragter sein, er muss das Bürokratische erledi-
gen und die Dokumentationen führen. Dabei wird an die einzelne Person ein ganz 
anderer Anspruch gestellt als woanders.  

Aus diesem Grund gibt es ja auch Zugeständnisse an die handwerklichen Betriebe. Es 
gibt zum Beispiel diese recht aufwendigen Standardarbeitsanweisungen, die jeder 
Schlachtbetrieb führen muss – große wie auch kleine. Handwerkliche Betriebe haben 
abgespeckte Versionen davon. Noch einmal: Der Fleischerverband hat sehr gute Leit-
linien herausgegeben, auch für Schlachtbetriebe. Diese können eigentlich problemlos 
in den Arbeitsalltag integriert werden. Man muss das Rad nicht immer neu erfinden.  

Man muss auch versuchen, den kleineren Betrieben in dieser Hinsicht entgegenzu-
kommen. Dies geschieht jetzt wieder, indem in den Leitlinien umgesetzt wurde, dass 
Dokumentation zwar wichtig ist – ohne Dokumentation geht es nicht; im Grundsatz 
heißt es in der EU, was nicht dokumentiert ist, gilt als nicht gemacht –, aber viel wich-
tiger ist, dass die Eigenkontrollen auch wirklich stattfinden. Was nützt es, wenn in den 
endlosen Listen überall die Kreuzchen stehen, man beim Besuch des Betriebs aber 
schon rückwärts aus der Tür fällt, weil die Hygiene eine Katastrophe ist? Wichtig ist, 
dass die Eigenkontrollen tatsächlich gemacht werden. Das hat auch Eingang in die 
neuen Leitlinien gefunden.  

Es ist viel im Fluss, und die handwerklichen Betriebe werden durchaus in den Blick 
genommen. Wir versuchen, das umzusetzen, ganz ohne Dokumentation wird es aber 
natürlich auch nicht gehen.  

Auch, dass zum Beispiel die elektrische Betäubung bei den Schweinen jetzt aufge-
zeichnet werden muss, war vorher nicht der Fall. All diese Dinge sind dem Tierschutz 
geschuldet. Wir haben in Deutschland einen sehr hohen Anspruch an den Tierschutz. 
Das ist Fakt, und das wird täglich mehr. Das Rad ist auch nicht mehr zurückzudrehen. 
Diesen Standard wollen wir hier in Deutschland gerne haben. Ich frage mich auch: Wer 
hat den Mut, wieder einen Schritt zurück zu machen? Das ist sehr kritisch zu betrachten.  

Ich kann aus eigener Erfahrung sagen: Man ist in meiner Funktion extrem angreifbar, 
was so etwas angeht. Wir als Amtsveterinäre werden uns immer überlegen, ob das für 
uns eine Stellschraube ist. Im besten Fall ist es das nicht, weil wir dem Tierschutz 
Rechnung tragen müssen. Das erwartet die Bevölkerung auch von uns.  

Dietmar Brockes (FDP): Herr Wolf, bei uns darf souffliert werden: Wie sind die Erfah-
rungen aus dem Kreis Heinsberg?  

Adalbert Wolf (Fleischerverband Nordrhein-Westfalen): Ich habe die Rückmel-
dung erhalten, und sie deckt sich eigentlich mit dem, was wir schon gesagt haben. Es 
ist zunächst einmal eine bessere Kalkulierbarkeit der Kosten bei diesen einheitlichen 
Zahlen. Wir sprechen in Heinsberg über recht geringe Schlachtzahlen, aber für die 
paar Betriebe, die wir da noch haben, verbessert es die Überlebensfähigkeit. Negatives 
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Feedback hat es nicht gegeben, weil sich niemand mehr benachteiligt fühlt. Es ist eine 
einheitliche Sache.  

Die damit erzielte regionale Wertschöpfung ist zumindest erhalten geblieben. Das 
heißt, man hat damit sehr geholfen. Ich sage: Uns hilft nicht das 25. Etikett. Nein, man 
hat jetzt wirklich vier Faktoren – bessere Kalkulierbarkeit, kein negatives Feedback, 
die Kollegen sind nicht benachteiligt, und die regionale Wertschöpfung wird erhalten –, 
für die es sich lohnt, an dieser Stelle einfach mal anzufangen. Natürlich gibt es noch 
viele weitere Rädchen, die wir hier auch schon aufgezählt haben. Die muss man ir-
gendwann auch mal anpacken.  

Stellv. Vorsitzende Julia Kahle-Hausmann: Ich sehe keine weiteren Fragen mehr bei 
der AfD. Gibt es noch Fragen bei der SPD? 

René Schneider (SPD): Mir fallen keine Fragen mehr ein, die Ihnen noch mehr posi-
tives Feedback entlocken könnten.  

Stellv. Vorsitzende Julia Kahle-Hausmann: Bei den Grünen, der CDU und der FDP 
gibt es noch Fragen.  

Norwich Rüße (GRÜNE): Frau Dr. Fink-Keßler, unter Punkt 3 Ihrer Stellungnahme 
beschreiben Sie die interessante Idee – sie kommt in einem Land mit knappen Haus-
haltsmitteln gut an –, bestehende Förderprogramme zu nutzen, um die ausfallenden 
Einnahmen auf kommunaler Seite auszugleichen. Ist das nur eine Idee, oder gibt es 
dafür ein Vorbild? Wird das irgendwo so gemacht?  

Dr. Andrea Fink-Keßler (Verband der Landwirte mit handwerklicher Fleischver-
arbeitung [Schwerpunkt Ökologische Erzeugung]): Ich habe davon gehört, aber 
ich konnte es in der mir zur Verfügung stehenden Zeit nicht in der Tiefe recherchieren. 
Ich dachte, ich gebe einfach mal den kleinen Arbeitsauftrag ins System, zu recherchie-
ren, ob es möglich ist. 

Es gab ja auch den Vorschlag des Verbands von Herrn Steinke, dass man sich vom 
Land die Gebührenhoheit zurückholt. Dann kann man die Dinge anders verrechnen. 
So habe ich Sie verstanden; das fand ich auch ganz interessant. Wenn man es auf 
einer anderen Ebene verrechnen kann, dann ist es wahrscheinlich einfacher, einen 
Finanzausgleich zu finden, als wenn man der Kommune Geld gibt und es dann wieder 
heißt, das sei Wettbewerbsverzerrung.  

Dr. Ralf Nolten (CDU): Frau Dr. Fink-Keßler, Sie lassen mich als jemand, der seit 25 
Jahren im Kreistag sitzt, ein Stück weit nachdenklich zurück. Die Jugendamtsumlage, 
also der örtliche Kindergarten, der Kreishaushalt und die Gebührenkalkulation sind 
deutlich voneinander getrennt.  
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Beim Kreis Heinsberg sehe ich: Bei 36.000 Euro können nicht 10.000 Schlachtungen 
dahinterstehen. Das heißt, es ist eine kleine Anzahl. Nebenan, im Kreis Düren, ist der 
Schlachthof Frenken; er ist schon namentlich benannt worden. Als Kreistagsabgeord-
neter könnte ich mir vielleicht in Düren erlauben, zu sagen: Über die Summe müssen 
wir gar nicht reden; da komme ich entgegen. – Dann wiederum kommt es zur Diskus-
sion zwischen den handwerklichen Betrieben im Nordteil des einen und im Süden des 
anderen Kreises. Ich lasse das mal offen.  

Herr Steinke, Herr Wolf hat es schon zu Recht gesagt: Es gibt landwirtschaftliche Er-
zeuger und Erzeugergemeinschaften; wir müssen die Kette sehen. Wie viel Potenzial 
ist da noch? Ich kenne das als Agrarökonom auch noch: Bei den Viehhändlern wurden 
die Kälber nicht unbedingt nach Qualität, sondern nach anderen Kriterien gekauft. Wie 
viel Luft haben wir noch mit Blick auf die Erzeugergemeinschaften, auf die Standardi-
sierung in diesen Bereichen und auf die Bündelung der entsprechenden Mengen und 
die Absicherung einzelner Schlachtstätten?  

Patrick Steinke (Vieh- und Fleischhandelsverband Nordrhein-Westfalen): Die 
Frage nach den Erzeugergemeinschaften ist interessant, ich kann sie aber nicht be-
antworten. Es gibt mit Sicherheit überall Potenziale. Solange es noch landwirtschaftli-
che Betriebe gibt, die Tiere produzieren und Tiere zur Schlachtung bringen möchten, 
wird es ein Potenzial geben. Aber auch da sehen wir ein Betriebssterben. Die Zahl der 
landwirtschaftlichen Betriebe wird auch in Nordrhein-Westfalen immer geringer.  

Die Politik fordert aber interessanterweise immer wieder kleine, familiengeführte Un-
ternehmen, auch in der Landwirtschaft. Diese Betriebe werden aber über kurz oder 
lang keine Vermarktungswege mehr finden. Denken Sie an die Tiertransportvorschrif-
ten. Wenn Sie dann noch die CO2-Bilanz hinzuziehen, wird es noch schlimmer. Denn 
je weniger Tiere pro Lkw geladen werden, desto weniger Tiere können irgendwo hin-
gebracht werden. Das heißt, die CO2-Bilanz wird da schlecht aussehen.  

Wenn wir aber nicht wieder zu dezentralen Schlachtstrukturen kommen, dann weiß ich 
nicht, ob es sich noch lohnt, in Nordrhein-Westfalen oder in den Randbezirken Tiere 
zu halten. Es ist kein Geheimnis, dass nicht alle Tiere, die in Nordrhein-Westfalen ge-
schlachtet werden, auch aus Nordrhein-Westfalen. Ein Gros der Tiere kommt nicht aus 
Nordrhein-Westfalen. Wenn man die Wertschöpfungskette, die Herr Wolf angespro-
chen hat, ernst nimmt und sie erhalten und beleben möchte, dann brauchen wir kurze 
Transportwege und dafür dezentrale Schlachtstrukturen.  

Dietmar Brockes (FDP): Herr Wolf, wir haben schon viel zu den Fleischbeschauge-
bühren gesagt. Welche weiteren Punkte wären für Sie wichtig, sodass die Politik dafür 
sorgt, die regionale Vermarktung in der ganzen Kette sicherzustellen?  

Adalbert Wolf (Fleischerverband Nordrhein-Westfalen): Da könnte ich einen gan-
zen Strauß an Dingen aufzählen. Es gibt eigentlich drei große Baustellen, zu denen 
die Kollegen mir ihr Leid klagen.  
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Erstens ist es das Personal. Da können wir natürlich wenig tun. Aber es gibt Projekte – 
auch in Baden-Württemberg –, über die wir auf außereuropäische Mitarbeiter setzen. 
Wir wollen Menschen fördern, die in ihrem Land vielleicht keine Chance mehr haben, 
und sie hier in Deutschland akquirieren, ihnen zum Beispiel eine Ausbildung ermögli-
chen. Die möchten dann auch gerne hierbleiben. Im baden-württembergischen Modell 
geschieht dies mit vielen jungen Indern. Die ersten sind jetzt schon fast fertig, und sie 
liebäugeln sogar schon damit, Betriebe zu übernehmen.  

Dabei will ich es aber nicht bewenden lassen. Der zweite große Aspekt betrifft die 
Energie. Die Energiekosten sind nach wie vor hoch. Viele Betriebe müssen umstruk-
turieren. Man will es schaffen, irgendwann klimaneutral zu sein. Das betrifft zum Bei-
spiel viele Rauchanlagen. Viele kleine Betriebe räuchern nicht nur mit Anlagen, son-
dern noch mit Buchenmehl, also mit natürlichen Sachen. Dies führt aber dazu, dass 
man etwas bauen muss, um den CO2-Ausstoß durch Ruß und Qualm so zu regeln, 
dass er nicht für die Bevölkerung schädlich ist. Vielleicht könnten für die Energiekosten 
Förderprogramme aufgelegt werden.  

Drittens gibt es hohe Steuerlasten. Viele sagen, die Leistung lohne sich nicht mehr. 
Da kann man viel reininterpretieren. Das, worüber wir heute gesprochen haben, kostet 
natürlich eine Menge Zeit. Auch die Dokumentation kostet Zeit; alles kostet Zeit. Ich 
stehe nach wie vor auf dem Standpunkt: Lasst den Bäcker, lasst den Metzger, lasst 
den Handwerker in seinem Metier arbeiten, also den Bäcker in der Backstube, den 
Fleischer in der Wurstküche, den Installateur vor Ort am Waschbecken oder wo auch 
immer. Lasst ihn nicht Dokumentation machen. Das kann er nicht; das hat er nicht 
gelernt. Das müssen andere tun. Das sollte man auf ein Mindestmaß reduzieren.  

Diese drei großen Baustellen kann ich anführen.  

Norwich Rüße (GRÜNE): Frau Dr. Fink-Keßler, Punkt 7 Ihrer Stellungnahme lautet: 
„Unterstützung regionaler Fleischabsatzstrukturen“. Sie schreiben – so übersetze ich 
es –, dass die kleineren Betriebe ein wenig in der Luft hängen, weil sich die Absatz-
wege verändert haben. Könnten Sie das noch ein bisschen ausführen? 

Dr. Andrea Fink-Keßler (Verband der Landwirte mit handwerklicher Fleischver-
arbeitung [Schwerpunkt Ökologische Erzeugung]): Ich glaube, es wird oft überse-
hen, dass der Strukturwandel mit einer Veränderung der Fleischströme einhergeht. 
Der Erhalt kleiner Schlachtstätten ist gut, und das haben wir uns auch auf die Fahnen 
geschrieben, vor allem den Erhalt und die Modernisierung im Bereich der Direktver-
marktung bei Landwirten. Aber es braucht auch mittlere Absatzwege, nicht nur große. 
Die Großen bedienen die großen Fleischströme, und die Direktvermarkter mit ihren klei-
nen Kistchen bedienen die Einzelkunden. Wo ist der Absatzmarkt dazwischen; der klas-
sische regionale Absatzmarkt für größere Mengen?  

50 % des Verkauften entfällt auf Hackfleisch, gerade beim Rind. Das muss ja irgendwie 
untergebracht werden. Man hat immer diese Vision, die Caterer, Schulküchen und 
weitere regionale Großabnehmer und Großküchen zu bedienen. Aber da hakt es ja 
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auch. Die kaufen auch beim Großen ein. Sie kaufen die fertigen Burger ein, nicht 
500 kg für Burger beim Metzger.  

Es gibt es schon viele Initiativen zur Regionalentwicklung, auch in NRW. Ich wollte mit 
diesem Punkt in der Stellungnahme aber darauf aufmerksam machen, dass man, um 
die Wertschöpfungskette wirklich zu unterstützen, auch an die Vermarktung mittlerer 
Fleischmengen denken muss. Wo kann ein Kleinbetrieb, wenn er nicht nur Direktver-
marktung macht, wen beliefern? Gibt es da Unterstützung? Kann man das in der Politik 
mitdenken?  

Dr. Ralf Nolten (CDU): Herr Steinke, ich habe noch eine weitere Frage zur Wertschöp-
fungskette. Ich komme aus der Voreifel. Von Düren aus kann ich in einem Zweistunden-
radius weit fahren; auch über die 100 km zu Ihnen, Herr Wolf, können wir diskutieren.  

Ich stelle mir nun vor, dass Tiere zu Frenken gefahren werden. Dort wird geschlachtet. 
Ist es, wenn wir an Hackfleisch usw. denken, nicht sehr viel effizienter und tatsächlich 
sicherzustellen, dass es eine regionale Wertschöpfungskette gibt? Wir haben bei uns 
im Kreis die Dürener Gesellschaft für Arbeitsförderung und eine Großküche, um Kin-
dergärten, Krankenhäuser usw. zu beliefern, aus den regionalen Ketten heraus. Es gilt 
dann eben, zu gucken, dass da Handwerk mit dranhängt, für die Edelstücke usw. Kann 
man tatsächlich so weitermachen?  

Herr Wolf, ich glaube nicht, dass wir irgendeine Lösung hinkriegen, dass wir die Kos-
ten, die Sie für das Schlachten auf der Weide haben, in irgendeiner Weise wegdrücken 
können. Ich glaube weder, dass wir die als Land wegdrücken können, also die Kosten 
für das einzelne Tier, noch glaube ich, dass der Konsument jenseits aller Bekundun-
gen in der Breite bereit ist, das zu tun. Deswegen frage ich Sie, Herr Steinke: Wie 
müssen wir uns die Wertschöpfungsketten für die Zukunft vorstellen, wenn wir die Re-
gionalität haben wollen? Wir brauchen die Erzeugung in der Eifel. Ich weiß nicht, wie 
Naturschutz und Landschaftspflege funktionieren sollen, wenn wir keine Weidetierhal-
tung mehr hätten. Auf der anderen Seite gilt es, die Wertschöpfungskette mit unserem 
Ernährungshandwerk in der Fläche sicherzustellen. Wie können wir das machen? Und 
wo steht da der Schlachthof? Was kann der noch an Dienstleistungen bringen, damit 
wir das sicherstellen können? 

Patrick Steinke (Vieh- und Fleischhandelsverband Nordrhein-Westfalen): Ja, das 
ist ein komplexes Feld. Was passiert, wenn Tiere aus der Eifel nach Düren gefahren 
werden, mit den Teilstücken, die in Düren erschlachtet werden? Bleiben die in Düren? 
Werden sie verteilt? Werden sie weiterverkauft? Gehen sie vielleicht sogar in ein Dritt-
land? Teile, die man in Deutschland nicht vermarkten kann, gehen vielleicht ins Dritt-
land. Beim Schwein geht viel ins Drittland, beim Großvieh eher weniger. Was passiert 
also mit den Wertschöpfungsketten? Wo sind die Wertschöpfungsketten? Wie kann 
man sie abbilden?  

Hat man längere Transportwege, werden einige Teilstücke bzw. Produkte, die daraus 
hergestellt werden, wieder zurückgefahren. Ein Teil der Fleisch- und Wurstwaren, die 
in Düren erschlachtet werden, geht vielleicht zurück ans Metzgerhandwerk. Das kann 
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man ja nicht ausschließen, und so wird es auch sein. Denn es gibt keine Alternative; 
es gibt keine Schlachtstätten.  

(Dr. Ralf Nolten [CDU]: Das ist auch so!) 

Sie haben gefragt, wie diese Wertschöpfungsketten in den nächsten Jahren aussehen 
werden. Es wird zweigeteilt sein. Es wird eine Wertschöpfungskette geben, die direkt 
von dort an irgendeinen Discounter geht. Der Rest geht irgendwo hin, aber er geht in 
aller Regel nicht dahin, wo er herkommt. Ich glaube nicht, dass es zurückgeht an den 
Ort, an dem die Tiere früher standen. Die Produkte kommen vielleicht über PENNY, 
Norma, ALDI, Lidl zurück, aber eben über den großen Umweg eines Discounters und 
nicht regional. Ich kann mir nicht vorstellen, dass es an einem Schlachthof einen Hof-
verkauf bzw. einen Verkauf an der Schlachtstätte geben wird.  

So etwas gibt es in Rheda-Wiedenbrück. Da können Sie es im Prinzip direkt bei der 
Fabrik kaufen. Aber das ist kein Zukunftsmodell für die Landwirtschaft. Dann sind die 
Tiere weg und verloren. Die Leute, die dort einkaufen, kaufen die Produkte, die dort 
erschlachtet werden.  

Sie haben aber zu Recht gesagt: Den Verbraucher*innen ist es im Prinzip völlig egal, 
woher die Ware herkommt. Zumindest das Gros der Verbraucher*innen interessiert es 
nicht; sie entscheiden an der Theke und an der Kasse; nichts anderes.  

Dr. Ralf Nolten (CDU): Ich habe eine Nachfrage. Immer mehr Menschen essen in 
Kantinen. Deswegen habe ich eben ganz bewusst danach gefragt. Wenn Verarbeitung 
und Vermarktung über entsprechende Einrichtungen tatsächlich für den einzelnen 
Kreis – Schulen, Schulmensen, Kitas, Krankenhäuser, Altenheime usw. – über den 
Schlachthof in der Nähe kommen, dann erhalte ich durchaus das Fleisch, das in der 
Region produziert worden ist. Deswegen muss man, meine ich, mit Blick auf diese 
Entwicklung auch die Wertschöpfungsketten anders denken.  

Patrick Steinke (Vieh- und Fleischhandelsverband Nordrhein-Westfalen): Da 
brauchen Sie aber im Prinzip so etwas wie ein Regionalfenster, über welches Sie fest-
stellen können, woher die Ware ursprünglich kommt und wohin sie geht und ob die 
Produkte, die in der Region produziert werden, auch in der Region bleiben. Das halte 
ich für schwierig.  

Ich war in Bonn jahrelang im Schulausschuss und auch in der Schulpflegschaft. Da 
habe ich mich mit Kantinenessen beschäftigt. Ich sage Ihnen ganz ehrlich: Für 1,80 
Euro – so teuer war es damals bei meinen Kindern – können Sie das nicht produzieren.  

Dietmar Brockes (FDP): Herr Wolf, die Politik fordert ja immer regionale Vermarktung. 
Könnten Sie diesbezüglich die heutige Diskussion einordnen? Welche Rolle spielen 
die Schlachtbetriebe und auch die Fleischbeschaugebühren? 
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Adalbert Wolf (Fleischerverband Nordrhein-Westfalen): Ich stehe bei mir in der 
Metzgerei tagtäglich noch hinter der Theke. Eines wird da immer klar – Herr Dr. Nolten, 
damit gehe ich auch auf Ihre Fragen ein –: Der Kunde ist letztlich unser Schiedsrichter.  

Wir werden bei den kleineren Metzgereien mit ihren Lieferketten zweigleisig fahren 
müssen. Für „From Stable to Table“, wie man so schön sagt, sind einige bereit, zu 
bezahlen. Es gibt aber auch die anderen mit dem One-Stop-Shopping, das Sie ange-
sprochen haben: keine Zeit, Essen in der Kantine usw.  

Ich bin der Meinung, man müsste die Gastronomie, die Krankenhäuser, die Schulen 
dazu verpflichten, die Lieferketten zu dokumentieren. Auf welcher Speisekarte steht 
denn beispielsweise, woher mein Rumpsteak, mein Jägerschnitzel oder was auch im-
mer kommt? In 90 % der Fälle steht das da nicht. Vielleicht gibt es ein paar, aber in 
aller Regel ist das nicht so.  

Damit werden Tür und Tor geöffnet. Danach wird auch nicht geguckt. Aber beim klei-
nen Metzger – das finde ich ganz toll – können Sie vom Tierpass bis zur Theke das 
Teilstück genau nach- und rückverfolgen. Dafür stehen wir; das ist unser Handwerk. 
Wie jeder weiß, ist unsere Stärke auch die Wurstherstellung. Wir sind nicht nur Fuß-
ballweltmeister gewesen, sondern wir sind immer noch Wurstweltmeister mit 1.500 
verschiedenen Wurstsorten. Da gibt es eine Rückverfolgbarkeit. Das wird unsere Zu-
kunft sein, und davon will ich auch nicht weg. 

Dass wir verschiedene Regionalfenster aufmachen müssen, ist nicht die Frage. Aber 
es muss auf jeden Fall nachvollziehbar sein; denn der Kunde ist Schiedsrichter. Viele – 
auch viele junge Leute; das stelle ich immer wieder fest – kommen freitags und sams-
tags zu mir und fragen, woher das Fleisch kommt. Für sie ist diese Information wertvoll.  

Ich weiß nicht, ob Sie es kennen: Es gibt für Geflügel bereits ein Kikok-Programm, 
ohne Antibiotika usw. Da ist es sicherlich nicht immer regional, aber es ist eine Top-
Qualität, und es ist eine Kontrollierbarkeit bzw. Rückverfolgbarkeit gegeben. Dahin 
müssen wir kommen. Dann hat die Metzgerei eine Chance, und dann haben auch die 
anderen eine Chance.  

Die kleine Metzgerei wird sich auch auf andere Dinge einstellen müssen. Wir haben 
damals mal gesagt: Vegetarisch kommt bei uns nicht in die Tüte. – Heute sagen wir: 
Wir können auch vegetarisch. – Warum denn auch nicht? Wir können es mit anbieten, 
und das tun wir auch. Aber wir fordern auch von der Politik, dass sie mitmacht und uns 
vielleicht dahin gehend unterstützt, dass wir diese Ketten aufrechterhalten können, sei 
es über die Deckelung der Fleischbeschaugebühren, sei es über die Schlachthöfe etc. 

Stellv. Vorsitzende Julia Kahle-Hausmann: Gibt es noch weitere Fragen? Herr Rüße 
und Herr Dr. Nolten signalisieren noch Fragebedarf.  

Norwich Rüße (GRÜNE): Frau Dr. Bishara-Rizk, ich habe noch eine Frage an Sie. Es 
ist schon etwas länger her: Wir hatten in Nordrhein-Westfalen mal die klassische 
Schweinepest, und wir haben uns auch im Zuge der Coronapandemie viel über Kri-
senresilienz unterhalten. Können diese dezentraleren Strukturen aus Ihrer Sicht einen 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 28 - APr 18/662 

Ausschuss für Umwelt, Natur- und Verbraucherschutz,  16.09.2024 
Landwirtschaft, Forsten und ländliche Räume exn 
45. Sitzung (öffentlich)  
 
 
Beitrag zur Sicherheit der Versorgung der Bevölkerung leisten? Wäre es auch aus 
diesem Grund sinnvoll, sich damit zu beschäftigen?  

Dr. Mounira Bishara-Rizk (Kreis Düren, Amt für Veterinärwesen und Verbraucher-
schutz): Ich bin Tierärztin; ich bin Veterinärmedizinerin. Aus dieser Perspektive sind 
es den Tierschutz betreffend – kurze Transportwege usw. – sehr gute Ansätze. Das 
ist eine idealisierte Vorstellung von Schlachtung. Damit werden wir die breite Masse 
aber nicht satt bekommen. Das ist klar. Es ist aber auf jeden Fall förderungswürdig, 
und es ist sicherlich auch ein Qualitätsmerkmal.  

Auch dazu ist aber zu sagen, dass jede Medaille zwei Seiten hat. Ja, wenn das Tier 
weniger Stress hat, wirkt sich dies positiv auf die Fleischqualität aus. Das wurde schon 
gesagt, das ist Fakt, und es wird auch bei diesen neuen Schlachtformen weitergehend 
untersucht. Aber bei diesen Arten der Schlachtung gibt es andere Unwägbarkeiten. 
Sie haben zwei Stunden Zeit von dem Schuss oder dem Entbluten bis zu dem Zeit-
punkt, zu dem das Tier im Schlachthof ausgenommen wird und am Haken hängt. 
Wenn es darum geht, diese Zeit einzuhalten, gibt es auf der Weide Unwägbarkeiten, 
die man im Schlachthof, wo es sehr standardisierte Abläufe gibt, nicht hat.  

Belgien hat nicht umsonst sehr lange gezögert, diese Art der Schlachtung umzusetzen, 
denn wenn etwas schiefgeht, haben Sie ein anderes Qualitätsproblem. Nach 45 Minu-
ten wird die Darmschranke durchlässig. Das heißt, die Qualität des Fleisches kann 
zwar durch das geringere Stresslevel optimiert sein, aber Sie haben dann ein ganz 
anderes hygienisches Problem. Wenn die zwei Stunden überschritten werden, können 
Sie das Fleisch eigentlich wegschmeißen. Jede Medaille hat also zwei Seiten. Das 
muss man auch beleuchten.  

Noch einmal: Als Tierarzt ist das für mich eine Idealvorstellung, aber das wird die breite 
Masse nicht satt machen, und der Verbraucher bestimmt den Preis. Die Frage ist, was 
der Verbraucher wirklich zu zahlen bereit ist.  

Was die Schweinepest und Ähnliches angeht, sagen wir natürlich auch, dass lange 
Transportwege immer schlechter sind als kurze. Aber was ist regional? Auch das ist 
eine Frage. Der Schlachthof in Düren hat zum Beispiel maximale Transportwege von 
250 km. Es ist nicht der Fall, dass Tiere stundenlang, tagelang durch die Gegend 
transportiert werden. Das ist alles überschaubar. Der Schlachthof in Düren vermarktet 
aber nicht nur regional, sondern natürlich auch überregional. Er bedient beides.  

Es ist einfach wichtig, einen guten Mittelweg zu finden. Ganz große und ganz kleine 
sind besonders und haben eine Daseinsberechtigung, aber wir sollten die goldene 
Mitte nicht vergessen. 

Dr. Ralf Nolten (CDU): Ich gehe noch einmal abschließend auf die Weideschlachtung 
ein, mit kleinen Stückzahlen. Ich stehe noch etwas unter dem Eindruck der gestrigen 
Hubertusmesse. Es gab einen riesigen Aufschrei von PETA: Guckt mal auf die Jagd!  

Bei der Schlachtung auf der Weide ist die Forderung, dass auch ein Veterinär dabei 
sein muss. Frau Dr. Bishara-Rizk, wie sieht es denn aus mit den Ausbildungszahlen? 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 29 - APr 18/662 

Ausschuss für Umwelt, Natur- und Verbraucherschutz,  16.09.2024 
Landwirtschaft, Forsten und ländliche Räume exn 
45. Sitzung (öffentlich)  
 
 
Was können wir auf der Ebene eigentlich leisten? Was wird uns der Konsument bzw. 
der Tierschutzbewegte durchgehen lassen an diesem neuralgischen Punkt, bei dem 
es nicht um die Hygiene, sondern um den Tierschutz geht?  

Dr. Mounira Bishara-Rizk (Kreis Düren, Amt für Veterinärwesen und Verbraucher-
schutz): Auch der Kugelschuss auf der Weide ist ein Thema. Der Bolzenschuss ist 
das eine, der Kugelschuss ist eine andere Hausnummer. Das spaltet gerade so ein 
bisschen die Veterinärwelt.  

Auf der einen Seite sage ich: Wenn ein guter Schütze da ist, der es wirklich gut be-
herrscht, und wenn alles gut läuft, ist der Kugelschuss die beste Art für ein Tier, zu 
sterben. Davon bin ich überzeugt.  

Aber Herr Dr. Nolten, Sie haben vollkommen recht – damit komme ich auf das zurück, 
was ich eben schon gesagt habe –: Wir stehen so sehr im Fokus, was den Tierschutz 
betrifft. Lassen Sie so einen Schuss mal in der Öffentlichkeit schiefgehen; es geht also, 
sagen wir mal treffenderweise, ins Auge. Denn auch das kann passieren. Es sind 
Tiere; es sind Lebewesen. Das ist eine Bewegung, und der Schuss geht daneben. 
Dann kommen Sie an das Tier vielleicht nicht mehr heran, weil das Areal sehr groß ist.  

Deshalb kann ich auch Veterinärkollegen sehr gut verstehen, die sich mit der Geneh-
migung schwertun. Sie sagen zwar, dass das eine tolle Sache ist, aber es kann auch 
mal etwas schiefgehen. Ich sehe jetzt schon die YouTube-Videos, die viral gehen, und 
den Aufschrei, der durch die Presse geht: Welcher Amtsveterinär kann so etwas ge-
nehmigen? – Das ist meine Sichtweise darauf. Jeder sieht es durch die eigene Brille.  

Da muss man mutig sein. Das habe ich schon eingangs gesagt. Man muss sich klar 
werden: Wollen wir das? Gehen wir das Risiko ein? Und dann brauchen die Veterinär-
behörden auch Rückendeckung, wenn etwas passiert. Denn dann steht ja der Tierarzt 
sogar noch dabei und schaut zu. 

Norwich Rüße (GRÜNE): Das hat mich noch einmal zu einer Frage angeregt, aber 
ich weiß nicht, wen ich fragen soll. Es kann antworten, wer auch immer etwas dazu 
sagen möchte.  

Es gibt dieses Spannungsfeld zwischen Landwirtschaft und Tierschutz. Das ist einfach 
vorhanden. Wir haben irgendwie alles hinter Gitter oder Mauern gebracht. Kann der 
Aufbau dezentraler Strukturen einen Beitrag dazu leisten, dass das Sterben von Tieren 
zur Nahrungsmittelgewinnung als ein Vorgang gesehen wird, der zu diesem Leben 
dazugehört? Wenn es keine Schlachthöfe mehr gibt bis auf die wenigen großen, ent-
fremden sich die Menschen immer mehr. Könnte es also einen Beitrag zur Rückge-
winnung der Kenntnisse darüber leisten, wie Lebensmittel gewonnen werden?  

Dr. Andrea Fink-Keßler (Verband der Landwirte mit handwerklicher Fleischver-
arbeitung [Schwerpunkt Ökologische Erzeugung]): An dem von Ihnen beschriebe-
nen Punkt sind wir ja schon. Es ist tabuisiert, es findet hinter geschlossenen Mauern 
statt, und die Empfindsamkeit der Bevölkerung ist hoch. Man möchte sich mit dem 
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Töten und dem Tod eigentlich nicht auseinandersetzen, und beim Fleisch sollte mög-
lichst auch nichts mehr an das Tier erinnern, damit es konsumierbar ist. Es ist sicher 
eine Chance. 

Hier herrscht aber ein bisschen Verwirrung. Was ist der regionale Kleinbetrieb? Dann 
fokussiert sich alles wieder auf den Kugelschuss. Das ist eigentlich völlig daneben, 
weil der Kugelschuss nichts damit zu tun hat, dass irgendetwas ersetzt wird, sondern 
auch dafür braucht es einen regionalen Schlachtbetrieb, der das Tier annimmt. Wir 
reden ja von regionalen Schlachtbetrieben. Diese regionalen Schlachtbetriebe sind 
auch auf Höfen, die ihre eigenen Tiere selbst schlachten, verarbeiten, vermarkten. Hier 
ist sicherlich die Verbrauchernähe am besten gegeben und man kann auch mal rein-
gucken – zumindest, wenn nicht gerade geschlachtet wird; das betrifft ja auch wieder 
die Hygiene; man kann nicht einfach jemanden reinlaufen lassen, der nicht befugt ist.  

(Dr. Ralf Nolten [CDU]: Ich kenne ja noch die Hofschlachtung!) 

Bei diesen Betrieben ist zumindest noch eine Nähe gegeben, und man kann gucken, 
wo die Tiere aufwachsen, aus denen die Wurst hergestellt wird. Wir reden auch über 
diese Betriebe; diese sehr aktiven Höfe, die selbst in Schlachtung, Verarbeitung und 
Vermarktung investiert haben.  

Die Metzger – tut mir leid, Herr Wolf, ich muss einen kleinen Seitenhieb bringen – sind 
dazu übergegangen, nicht zu schlachten. Höchstens tun sie dies noch bei Schweinen, 
aber schon lange nicht mehr bei Großvieh. Sie holen sich das Fleisch bedarfsorientiert 
vom Großhandel.  

Wir reden über mittelständische Schlachtbetriebe, die aus der Region aufkaufen und 
irgendwohin verkaufen. Denn nicht jeder will direktvermarkten. Wir reden über diese 
Betriebe. Das ist eine große Bandbreite. Wir reden über den Hofschlachter und den 
Metzger, der selbst schlachtet oder nur verarbeitet, wir reden aber auch über Lohn-
schlachter für Landwirte, die selbst vermarkten wollen. Nicht jeder kann 1 Million Euro 
investieren und einen Schlachthof bauen. Es ist dringend Lohnschlachtung notwendig 
für die regionale Vermarktung.  

Und wir reden auch über mittelständische Betriebe wie in Düren, die eine größere 
Menge an Schweinen sozusagen in den Markt schieben können. Düren ist schon zu 
klein, um Lidl mit irgendwelchen begasten Packungen in der Frischtheke zu beliefern. 
Das kann man in Düren nicht machen. Auch Düren braucht einen mittleren Absatzweg. 
Das sage ich, ohne die Verhältnisse in Düren zu kennen, aber es ist jedenfalls be-
grenzt. Das Dürener Fleisch kommt nicht über den regionalen Lidl-Markt zurück. Das 
Dürener Fleisch hat vielleicht eine Chance, über den regionalen EDEKA-Markt zurück-
zukommen. Dann könnte man eine Kette schließen.  

Ich bitte einfach darum, die Differenziertheit dessen, was klein und regional ist, zu be-
achten, denn es braucht unterschiedliche Maßnahmen und Blickwinkel.  

Markus Höner (CDU): Herr Wolf, Sie haben gerade etwas gezuckt, und das ist für 
mich Anlass, noch einmal nachzufragen. Mich interessiert, wie viele der bei Ihnen im 
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Fleischverband angeschlossenen Betriebe überhaupt noch selbst schlachten. Gibt es 
dazu Zahlen?  

Sie haben außerdem gesagt, dass es bei Ihnen im Grunde um das Verkaufsgefühl als 
Gesamtpaket geht und dies auch als Marketing gesehen wird. Sie sagten, es könnte 
vier Tage vakuumiert verkauft werden und zwei Tage mit Rezeptberatung. Wie viel 
macht dann denn noch die Herkunft aus? Ist ausschlaggebend, dass es aus dem Re-
gionalfenster ist? Ist ausschlaggebend, dass es den qualitativen Ansprüchen gerecht 
wird? Ist also die Herkunft noch wichtig, oder muss das Gesamtpaket passen, wovon 
sicherlich auch der Preis ein Bestandteil ist?  

Adalbert Wolf (Fleischerverband Nordrhein-Westfalen): Sowohl als auch. Dass die 
Kollegen nicht mehr schlachten, war ja ein Kostenproblem. Es war nicht so, dass sie 
nicht wollten. Die wollten das alle machen.  

Viele Betriebe sind im Laufe der Zeit übergeben worden. Solange es die Familie war, 
war es okay. Dann hatte der Betrieb einen Bestandsschutz. Aber sobald es keinen 
Bestandsschutz mehr gab, fiel es unter die EU-Zulassung. Das war mit hohen Kosten 
verbunden. Es mussten zum Beispiel Desinfektionsbecken gebaut werden – alles, was 
so dazugehörte. Summa summarum konnte das für einen kleinen Betrieb 1 Million 
Euro kosten, die man im täglichen Geschäftsleben, Generationsleben nicht mehr rein-
bekommen hätte.  

Dann haben Sie gefragt, ob es am Ende des Tages um das Regionale geht bzw. ob 
es nur ein Herkunfts- oder ein qualitatives Problem ist. Ein Problem ist es überhaupt 
nicht, aber das Qualitative muss stimmen. Ich nenne wieder das Kikok-Programm: Na-
türlich kommt dieses Hähnchen oder Hühnchen nicht immer aus Bonn, wenn ich dort 
lebe. Das kann gar nicht so sein. Aber es muss einen qualitativen Unterschied zur 
Tierhaltungskennzeichnung 1 haben. Deshalb ist es auch immer eine Preisfrage.  

Der Kunde ist der Schiedsrichter. Das habe ich auch schon gesagt. Der eine ist bereit, 
dafür zu zahlen. Er zahlt dafür, dass es qualitativ hochwertig ist, und er zahlt auch noch 
dafür, dass er die Lieferkette aus Bonn hat. Dann sagt der andere: Ist mir doch egal; 
für mich ist es qualitativ in Ordnung, und dann kann es auch aus München kommen.  

Zu dem Vorschlag mit den Zeitfenstern: Wir müssen – dafür stehen wir, die kleinen 
Handwerker, und das wollen wir auch weiter so halten – die Lieferkette, die Wertschöp-
fungskette erhalten, und sie muss nachvollziehbar sein. Das müssen wir auch doku-
mentieren und dem Kunden sagen können. Dann sage ich: Die Fleischerei von Morgen 
hat sehr wohl eine Zukunft. Die Idee mit den vier Tagen ist ja kein Frischeproblem oder 
ein qualitatives Problem. Aber immer muss klar sein: Wenn ich in diese Fleischerei 
gehe, weiß ich, woher das Produkt kommt, und ich habe eine hohe Produktqualität. – 
Das muss sein. Es geht nicht um ein Zeit- oder Unterschiedsfenster. Einen Unter-
schied darf es nicht geben. Aber der Kunde muss wissen, woher es kommt, und wenn 
ich will, dass es aus Bonn kommt, dann muss ich auch dafür bezahlen wollen.  
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Bianca Winkelmann (CDU): Ich möchte mich zunächst einmal für diese – obwohl es um 
das Thema „Schlachtung“ geht – sehr lebendige Anhörung und Diskussion bedanken. 

Ich bin ein bisschen frustriert. Ich habe die ganze Zeit ein Praxisbeispiel aus dem Wahl-
kreis im Kopf; einen Biobetrieb, der gerne diesen Ansatz „Nose to tail“ leben möchte. 
Der Betrieb möchte gerne hofnahe Schlachtung machen, hat noch einen Hof gekauft, 
möchte eine Zerlegung einbauen, das Schweine- und Rindfleisch selbst vermarkten. 
Frau Dr. Bishara-Rizk – eigentlich an alle Sachverständigen –, was kann ich meinem 
Landwirt denn jetzt sagen? Soll er das versuchen, oder soll er es nicht versuchen? Es 
sind ja vermutlich riesengroße Hürden zu nehmen. Vielleicht gibt es zum Ende noch 
einen positiven Aspekt; denn genau das wollen wir alle ja eigentlich.  

Stellv. Vorsitzende Julia Kahle-Hausmann: Geht die Frage nun an Frau Dr. Bishara, 
oder ist sie auch für andere freigegeben? 

Bianca Winkelmann (CDU): Erst Frau Dr. Bishara-Rizk, und falls dann noch Zeit übrig 
ist, kann noch jemand antworten. 

Dr. Mounira Bishara-Rizk (Kreis Düren, Amt für Veterinärwesen und Verbraucher-
schutz): Wir sollten auf jeden Fall ein positives Signal geben. Ich bin mir auch nicht 
ganz sicher bin, ob diese Kosten, die heute für eine Schlachtung genannt worden sind, 
so zutreffen. Das kann ich nicht beurteilen; das müsste man sicherlich hinterfragen.  

Grundsätzlich nimmt diese Form der hofnahen Schlachtung gerade an Fahrt auf. Das 
ist Fakt. Man hört immer wieder von neuen Veröffentlichungen. Es gibt einen sehr 
schönen Leitfaden aus Hessen zum Thema „hofnahe Schlachtung“, der jetzt auch in 
die Breite gegangen ist. Es wird darauf eingegangen, welche Möglichkeiten es gibt, 
welche Anforderungen gestellt werden. Es ist nicht alles nur schlimm und schwer und 
nicht machbar. Das kann man definitiv sagen.  

Es gibt auch Projekte, die zum Beispiel vom Bundesministerium über die Bundesanstalt 
für Landwirtschaft und Ernährung gefördert werden. Herausragend ist da im Moment 
Professor Hamedy von der Universität Leipzig. Er fördert ein Projekt mit dem Titel 
„Hofnahe Schlachtung im Dialog“. Da ist momentan einiges im Fluss. Dort wird auch 
untersucht: Wie ist es wirklich mit der Fleischqualität? Wie viel Zeit darf vergehen, da-
mit die Qualität des Fleisches nicht beeinträchtigt wird? Wie ist es mit dem Tierschutz? 
Gibt es Möglichkeiten, in Zukunft auf die permanente Anwesenheit des Tierarztes zu 
verzichten? Derzeit wird auch eine App von dieser Arbeitsgruppe entwickelt.  

Die permanente Anwesenheit des Tierarztes bei der hofnahen Schlachtung ist eine 
EU-Vorgabe. Aber die EU hat zumindest schon verlauten lassen, dass man, wenn Er-
hebungen zu diesen Schlachtungen stattfinden, wenn es weiter fortschreitet, wenn es 
mehr Erkenntnisse gibt, wenn es mehr Erfahrungswerte gibt, über diese EU-Vorgaben 
nachdenken kann. Das wird aber nicht morgen passieren, sondern es wird sicherlich 
noch ein paar Jahre in Anspruch nehmen.  
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Die hofnahe Schlachtung ist jetzt seit vier Jahren zulässig. Es ist eine neue Form der 
Schlachtung. Das ist also in der Entwicklung und auch förderungswürdig. Ich will es 
auf keinen Fall schlechtreden. Ich möchte nur auch aus der Praxis sagen, dass nicht 
alles Gold ist, was glänzt. Man muss wirklich immer beide Seiten betrachten.  

Ich glaube schon, dass es auch eine gewisse Zukunft hat. Herr Rüße, Sie sprachen 
es an: Es wäre sehr schön, wenn wir dahin kommen könnten, die Verbraucher mehr 
aufzuklären und das Schlachten wieder präsenter zu machen. Ich glaube aber, dass 
der Zug längst abgefahren ist. Ich glaube nicht, dass der Verbraucher dazu bereit ist. 
Frau Dr. Fink-Keßler hat es gesagt: Das ist schon durch. Es will niemand mehr sehen, 
wie geschlachtet wird. Das will auch niemand vor der Haustür und transparent haben.  

Ich will auch noch einmal auf diese Tierschutzskandale zurückkommen. Das ist auch 
eine Frage der Aufklärung. Ich habe damals versucht, die Emotionalität rauszunehmen, 
als diese Videos aufgetaucht sind, und es auf eine sachliche Ebene herunterzubrechen. 
Es gibt inzwischen – sieben Jahre nach dem Skandal und nach vielen anderen, die für 
viele Schlachthöfe das Aus bedeutet haben – auch dazu eine Studie. So etwas ist 
förderungswürdig. Es ist eine Studie des Bundesministeriums, die über bsi Schwarzen-
beck finanziert worden ist. Ich weiß nicht, ob sie Ihnen bekannt ist. Ich empfehle, so 
etwas zu fördern.  

Mehr als 4.000 Rinder sind in dieser Studie untersucht worden. Man hat ganz klar 
festgestellt, dass in diesen Videos viele Reaktionen der Tiere, die immer wieder zu 
einem Aufschrei in der Bevölkerung geführt haben – „um Gottes Willen; was passiert 
da?“ – absolut normal nach einer Betäubung sind. Sie werden durch das Rückenmark 
generiert. Da sind wir jetzt schon wieder viel schlauer. Darüber hat die Fachwelt auch 
diskutiert. So etwas muss man fördern. Das ist wichtig. Da müssen wir Aufklärung 
betreiben, damit es besser wird. 

Stellv. Vorsitzende Julia Kahle-Hausmann: Ich schaue noch einmal in die Runde: 
Gibt es noch Fragen? 

Klaus Hansen (CDU): Ich möchte noch einen Blick aus einer ganz anderen Richtung 
auf das Thema werfen. Wir sprechen hier immer über die mittleren oder kleinen Be-
triebe. Ich möchte nicht die Perspektive der Kleintierzüchter – Kaninchen und Geflü-
gel –, sondern diejenige der kleinen Halter, die 15 Schafe oder so haben, einnehmen. 
Zu denen gehöre ich auch.  

Wir stellen immer wieder fest, dass wir vor 20 Jahren noch kleine Schlachtbetriebe 
hatten, jetzt stehen uns aber nur noch mindestens mittelgroße zur Verfügung. Von den 
ganz Großen will ich gar nicht reden; die möchten mich mit meinem Auto mit Anhänger 
gar nicht mehr auf dem Hof haben.  

Frau Dr. Fink-Keßler, Sie haben unter Punkt 6 Ihrer Stellungnahme die Förderung der 
mobilen Schlachtung thematisiert. Damit meine ich nicht diese teilmobile Schlachtung, 
sondern wirklich den Lkw, der auf den Hof kommt. Ähnlich ist es – der Vergleich hinkt 
ein bisschen – bei diesen Obstpressen, die im Herbst durchs Land fahren. Ich glaube, 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 34 - APr 18/662 

Ausschuss für Umwelt, Natur- und Verbraucherschutz,  16.09.2024 
Landwirtschaft, Forsten und ländliche Räume exn 
45. Sitzung (öffentlich)  
 
 
es geht nicht nur darum, nur die kleinen Betriebe vor Ort zu stärken, sondern wenn wir 
den Blick nicht auf diese mobilen Schlachtstätten richten, wird es bei diesen kleinen 
Tierhaltern bzw. bei den kleinen Betrieben ein noch größeres Sterben geben, was sich 
auf unsere Kulturlandschaft in Nordrhein-Westfalen irgendwann in den nächsten 10 
oder 20 Jahren extrem auswirken wird.  

Von all den Veterinärangelegenheiten, von der Buchführung für die fünf Schäfchen 
usw. abgesehen: Möglicherweise können wir diese Tiere nirgends mehr verwerten las-
sen. Wir fahren nicht drei Stunden ins andere Bundesland. Ich glaube, dass wir auch 
darauf einen noch stärkeren Fokus legen müssen. Wenn wir es geschickt angehen 
und ein Schlachtteam mit Tierarzt, das durchs Land fährt, vor Ort hätten, würde das 
helfen. Wie sehen Sie die Chancen dafür, dies vernünftig finanziell darzustellen und 
auf die Fläche zu kriegen? Ich glaube, dass wir da ein riesengroßes Problem in den 
nächsten 10 oder 20 Jahren kriegen werden.  

Dr. Andrea Fink-Keßler (Verband der Landwirte mit handwerklicher Fleischver-
arbeitung [Schwerpunkt Ökologische Erzeugung]): Sie sprechen ein großes Pro-
blem an. Im Geflügelbereich ist es durch den Zuwachs von Kleinhaltern, Mobilställen, 
Ställen mit 200 Tieren eskaliert. Da können Sie nicht bei den Großschlachtereien in 
Niedersachsen vorfahren. Die jagen Sie vom Hof. Das heißt, die haben zum Teil die 
Suppenhühner in die Tonne geschmissen. Das darf nicht sein und widerspricht schon 
dem Tierschutzgesetz: nicht töten ohne vernünftigen Grund.  

Ich muss jetzt mal wieder die AFFL zitieren. Man hat durch geschickte Auslegung der 
vorhandenen Rechtslage erreicht – der erste Pionier war in Rotenburg (Wümme) in 
Niedersachsen, dann kam Hessen dazu, inzwischen gibt es die überall –, vollmobile 
Geflügelschlachteinheiten einzurichten. Das sind kleine Wagen; vorne eine Tür, hinten 
eine Tür, ein schwarzer, sauberer Raum. Man hat durch eine einfache Änderung der 
Rechtsauslegung erreicht, dass derjenige, der das Schlachtmobil dem Landwirt ver-
mietet, auch eine Lohnschlachtung für ihn durchführen darf. Das war der Kick, um so 
etwas ermöglichen zu können.  

Die nächste Stufe wäre – das haben wir jetzt in Hessen zumindest erreicht – eine 
vollmobile EU-zugelassene Geflügelschlachtstelle. Da kommen natürlich ganz andere 
Fragen auf, weil die gesamte Rechtslage wie für einen normalen Schlachthof oder 
auch für Tönnies abgearbeitet sein muss. Auch die Oma mit ihren fünf Hühnern von 
gegenüber oder die Wohngemeinschaft mit ihren zehn Hühnern kann da kommen und 
die Schlachtung in Anspruch nehmen.  

Fraglich ist, welchen Sinn es im Bereich der Lämmer macht. Die Uni Gießen ist an der 
Sache mit ersten Untersuchungen dran. Die Schäfer haben mit ihren Lämmern das 
Problem, dass sie klären müssen, wo sie schlachten lassen und an wen sie das Fleisch 
vermarkten können. Es gibt viele türkische Schlachtstätten, die gerne aufkaufen, und 
da geht es auch hin, da hier auch noch gewisse kulinarische Restriktionen bei Lamm-
fleisch existieren. Gerade in Mittelgebirgsregionen, wäre so etwas auf jeden Fall eine 
gute Variante, wenn die Schlachtstätten fehlen.  
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In Nordrhein-Westfalen gibt es nun den zugelassenen vollmobilen Hausschlachter. Ein 
solches Beispiel gab es in keinem anderen Bundesland mehr. Er wird mit seiner Haus-
schlachtung und Verarbeitung sehr stark nachgefragt.  

Jetzt kommt die nächste Stufe: die vollmobile Rinderschlachtung. Das ist in Euskirchen 
sozusagen in der Pipeline; da ist investiert worden. Es geht jetzt um die Zulassung. Es 
ist fraglich, wie sich das lohnen kann; denn Rinder sind eine andere Nummer als Ge-
flügel und Lämmer. Das muss jetzt ausprobiert werden. 

Markus Höner (CDU): Herr Wolf, was Sie eben gesagt haben, hat mich ein Stück weit 
getriggert, will ich ehrlich sagen, ebenso wie das, was Frau Dr. Bishara-Rizk gesagt 
hat. Es geht um diesen Anspruch an Qualität. Mir gefielen, ehrlich gesagt, die Aussa-
gen von Frau Dr. Bishara-Rizk etwas besser, wenn man wirklich über die Qualität des 
Fleisches spricht.  

Herr Wolf, Sie haben die Fleischqualität an Haltungsstufen festgemacht. Ich bin der 
Überzeugung, dass es insofern keinen Unterschied zwischen den Haltungsstufen 1 
und 3 gibt, dass sich beim Fleisch geschmacklich etwas ändert, nur weil ein Tier mehr 
Platz oder Außenklimareize hat. Geschmack ist beim Fleisch eher im Fettanteil als 
Trägerstoff zu suchen. Da wird es letztendlich beim Kunden bemerkbar. Oder haben 
Sie eine andere Qualitätsfeststellung?  

Adalbert Wolf (Fleischerverband Nordrhein-Westfalen): Ich glaube, dann haben 
wir uns etwas falsch verstanden. Ich habe ja eingangs auch die Transportwege und 
Adrenalin in Bezug auf die Fleischqualität angesprochen. Ich bin da ganz bei Ihnen.  

Wenn ein Landwirt diese finanzielle Hürde nicht schaffen kann – darum ging es mir –, 
er aber dafür den kürzeren Transportweg hat, dann könnte er sehr wohl diese Tierhal-
tungsstufe 3 oder besser erhalten, obwohl er vielleicht nicht alles umgesetzt hat, dem 
Tierwohl mit dem kürzeren Transportweg aber mehr Genüge getan hat. Deshalb sage 
ich ja: Wir sind Verfechter der Tierqualität.  

Was ich aber noch sagen muss: Wenn wir diese kleineren Strukturen nicht fördern, 
dann machen wir in den Orten die Infrastrukturen kaputt. Wir müssen uns das mal vor 
Augen führen. Wir hatten bei uns in Wachtberg und Umgebung Metzger in 13 Ort-
schaften. Ich bin jetzt der Letzte der Zunft. Mit den Bäckereien war es noch viel schlim-
mer. Wir hatten, glaube ich, elf oder zwölf Bäckereien in den 13 Ortschaften. Jetzt ist 
es noch einer. Das ist genau das gleiche Spiel.  

Ich bin sehr wohl für diese hohe Produktqualität. Früher, als ich als Junge noch mit 
meinem Vater zu kleineren Ställen gefahren bin, hat man vielleicht noch gesagt: Na ja, 
da stimmt es vielleicht mit der Entmistung oder mit diesem und jenem nicht, aber die 
Fleischqualität stimmte, und dieser kleine Bauer war zu seinen Tieren wie ein Vater 
zum Sohn, was sich natürlich auch auf die Fleischqualität ausgewirkt hat. Da bin ich 
also ganz bei Ihnen. Das war vielleicht ein Missverständnis.  

Stellv. Vorsitzende Julia Kahle-Hausmann: Gibt es jetzt noch weitere Fragen?  



Landtag Nordrhein-Westfalen - 36 - APr 18/662 

Ausschuss für Umwelt, Natur- und Verbraucherschutz,  16.09.2024 
Landwirtschaft, Forsten und ländliche Räume exn 
45. Sitzung (öffentlich)  
 
 

(Dr. Ralf Nolten [CDU]: Ich habe nur noch bilateral Fragen!) 

– Wenn Sie noch eine Frage an unsere Sachverständigen haben, bitte.  

(Dr. Ralf Nolten [CDU]: Alles gut!) 

– In Ordnung.  

Da mir keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, haben wir das Ende der heutigen 
Anhörung erreicht.  

Ich möchte mich ganz herzlich bei allen Sachverständigen für Ihre sehr engagierte 
Mitarbeit und Fragenbeantwortung bedanken. Das hat uns sicherlich in allen Berei-
chen sehr weitergeholfen.  

Die nächste Sitzung des Ausschusses findet am 25. September um 15:30 Uhr statt. 
Hiermit ist die Anhörung geschlossen.  

gez. Julia Kahle-Hausmann 
stellv. Vorsitzende 

Anlage 
26.11.2024/03.12.2024 
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Kreisverwaltung Düren 
Düren 

Dr. Mounira Bishara-Rizk keine 

Vieh- und Fleischhandelsverband  
Nordrhein-Westfalen e.V. 
Bonn 

Patrick Steinke 18/1723 

Dr. Andrea Fink-Keßler 
Verband der Landwirte mit handwerklicher 
Fleischverarbeitung e. V. (vlhf) 
Kassel 

Dr. Andrea Fink-Keßler 18/1734 
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Adalbert Wolf keine 

Landkreistag Nordrhein-Westfalen 
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